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n	 Zur bevorstehenden Energiekrise im Herbst und Winter :

Derzeit verharrt die Masse der Lohn- und 
Transferabhängigen in Passivität.
In der Erklärung des DGB zum Antikriegstag 2022 wird 
das Dilemma der bundesdeutschen Gewerkschaften 
deutlich. Aufs Engste in die Mechanismen der Gesell-
schaftsordnung eingebunden, versuchen sie ohne Kon-
frontation mit deren Repräsentanten durch die aktuellen 
Stürme der Welt- und Innenpolitik zu segeln – weitge-
hend ohne eigene Standpunkte oder Stellungnahmen: 
»Die deutsche Bundesregierung hat darauf mit einer Rei-
he von Maßnahmen reagiert, um die Verteidigungs- und 
Bündnisfähigkeit unseres Landes im Rahmen der NATO 
und der EU zu stärken. In den letzten Monaten haben 
Themen, wie das Sondervermögen für die bessere Ausrüs-
tung der Bundeswehr oder die Lieferung schwerer Waffen 
an die Ukraine, die öffentliche und politische Ausein- 
andersetzung geprägt. Diese breite und offene Debatte ist 
notwendig.« 

Auf der anderen Seite müssen die Gewerkschaften 
auch die Interessen und Meinungen ihrer Mitglieder 
zum Ausdruck bringen. Dazu dienen ihnen moralisie-

rende Apelle, dass die verstärkte Aufrüstung nicht zu 
Lasten des »Sozialstaates« gehen dürfe: »Hinzu kommt, 
dass jeder Euro, der zusätzlich für Aufrüstung ausgege-
ben wird, an anderer Stelle zu fehlen droht. Die Finanzie-
rung militärischer Friedenssicherung darf weder auf Ko-
sten der Leistungsfähigkeit unseres Sozialstaates gehen 
und die soziale Ungleichheit in unserem Lande verschär-
fen. […] für eine europäische und internationale Frie-
densordnung, […] für eine kooperativ ausgerichtete Si-
cherheitspolitik, […] gegen einen neuen weltweiten 
Rüstungswettlauf, […] für eine weltweite Ächtung von 
Atomwaffen.«

Aber weder die Vertreter des Kapitals noch die Par-
teien der Koalitionsregierung sehen die Notwendigkeit, 
auf die Befindlichkeiten der Gewerkschaften Rücksicht 
zu nehmen. Sie haben unter den gegebenen Kräftever-
hältnissen auch wenig Grund dafür, denn eine Bereit-
schaft der Mitglieder zu gewerkschaftlichem Widerstand 
ist nicht erkennbar. Die Ankündigung, die Bundeswehr 
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zur konventionell stärksten Armee in der Europäischen 
Union ausbauen zu wollen, kann natürlich nur durch 
Einsparungen an anderen Stellen des Haushalts reali-
siert werden. 

Aber nicht nur der Bundeshaushalt, die gesamte Wirt-
schaft ist betroffen durch die beschlossenen Sanktionen, 
mit denen NATO und EU hoffen, Russland in die Knie 
zwingen zu können. Auch die deutsche Industrie soll 
sich diesen Zielen unterordnen und tut dies, nach an-
fänglichem Zaudern, mittlerweile auch. Die politisch  
gewollte und forcierte Unabhängigkeit von russischen 
Energieträgern wird der Wirtschaft und den Verbrau-
chern in der EU teuer zu stehen kommen. Die Versorger 
müssen die fehlenden Energieträger an den internationa-
len Rohstoffmärkten/Börsen einkaufen, deren Preise in 
die Höhe geschossen sind. Mit erheblichen Finanzhilfen 
und -geschenken aus dem Staatssäckel werden Konzerne 
bei Investitionen unterstützt, die die deutsche Wirt-
schaft unabhängiger von ihren Beziehungen zu Russland 
und mittlerweile auch zu China machen sollen. Die deut-
sche Wirtschaft wird umgebaut in Erwartung einer län-
ger andauernden militärischen Auseinandersetzung mit 
Russland und einer sich anbahnenden Verschärfung der 
Spannungen zur Volksrepublik China.

Währenddessen wird die Bevölkerung propagandi-
stisch auf den kommenden Winter eingeschworen: Kalt 
duschen und weniger heizen, während sich die Energie-
kosten trotzdem verdoppeln oder verdreifachen könnten. 
Denn ab Oktober dürfen die Energieversorger ihre erhöh-
ten Kosten an den Endverbraucher weitergeben. Das müs-
sen sie auch tun, wenn sie auf den Kosten nicht sitzen 
bleiben und eine mögliche Insolvenz in Kauf nehmen 
wollen. 

Die Berliner Koalition weiß natürlich um die Brisanz, 
die mit den steigenden Energiekosten und einer dadurch 
noch weiter angeheizten Inflationsrate verbunden ist. 
Bisher hält sich die Bundesregierung zurück, wenn es 
um finanzielle Ausgleichszahlungen geht, weil es keine 
Einigkeit im Regierungslager gibt. SPD und Grüne verste-
cken sich bei den Beschlüssen zu Gunsten des Kapitals – 
und damit zu Lasten der arbeitenden Bevölkerung – hin-
ter dem liberalen Koalitionspartner. Die FDP plant 
Entlastungen durch eine Korrektur der Steuerprogressi-
on und belohnt damit die Besserverdienenden. Steuerer-
höhungen, um einen sozialen Ausgleich für Transfer-
empfänger finanzieren zu können, lehnt sie vehement ab. 
Dies gilt auch für den Vorschlag der Einführung einer 
»Übergewinnsteuer«, wie sie selbst von den Tories in 
Großbritannien längst umgesetzt wurde.

Sozialverbände, Gewerkschaften und Linkspartei re-
agieren mit Appellen und Aufforderungen an die Regie-
renden, den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft zu 
wahren. Eine typische Ausgangslage für die weitere 
Rechtsentwicklung: Die Umverteilung nach oben wird 
vehement vorangetrieben, die soziale Kluft wächst ra-
sant, während die Betroffenen »die Welt nicht mehr ver-
stehen« und passiv der Dinge harren, in der trügerischen 
Hoffnung, es würde schon nicht so schlimm kommen. 
Wenn wir über die Grenzen hinaus schauen, sehen wir 
eine Entwicklung, die vielleicht auch hier eintreten 
kann. In Frankreich, Italien und Spanien profitieren die 
rechten und nationalistischen Parteien. Mit der »VOX« 

in Spanien und den »Brüdern Italiens« wurden die fa-
schistischen Kräfte zur stärksten Kraft im rechtsnatio-
nalen Lager. 

Bei jüngsten Meinungsumfragen befindet sich die So-
zialdemokratie im Sinkflug, während die Union erneut 
zur stärksten parlamentarischen Kraft bei Bundestags-
wahlen werden würde. Die AfD hat ihre Verluste in den 
letzten Landtagswahlen wettmachen können und legt 
nun in der Wählergunst wieder zu. Die Partei Die Linke 
kann ihre Krise nicht überwinden und droht weiterhin 
an der 5%-Hürde zu scheitern. Es ist damit zu rechnen, 
dass die innenpolitischen Kräfteverhältnisse noch stär-
ker in Bewegung geraten, wenn die Energiepreissteige-
rungen auf die Verbraucher im Herbst und Winter durch-
schlagen. Dem haben die Gewerkschaften als vehemente 
Verteidiger der 'Sozialen Marktwirtschaft', die Sozialver-
bände oder soziale Initiativen wenig entgegenzusetzen. 
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Auch wenn der Widerspruch aus der gewerkschaft-
lichen Mitgliedschaft gegen die Haltung des DGB noch 
schwach ist, es gibt ihn, wie der folgende Appell für den 
Frieden zeigt. Es gehört zu unseren Aufgaben, diese noch 
schwache Kritik in den Gewerkschaften zu verbreiten. 
Wir dürfen die kommenden Proteste nicht allein dem 
Einfluß der Rechtskräfte überlassen.

13. August 2022  n

Die Linkspartei als parlamentarische Alternative 
fällt aus, seitdem sie sich in ihrer Mehrheit den Beschlüs-
sen der Regierung gebeugt hat und die Waffenlieferungen 
an die Ukraine sowie die Sanktionen gegen Russland un-
terstützt. Eine Steilvorlage für die AfD, die sich als »Frie-
denspartei« präsentieren kann. So könnte der kommende 
Unmut der Verbraucher, deren Zukunftsängste und Per-
spektivlosigkeit rechten Kräften Aufschwung verleihen.

Als Bundeskanzler Scholz am 27. Februar 2022 auf einer 
Sondersitzung des Bundestages einen Sonderfonds für 
die Bundeswehr im Umfang von 100 Milliarden Euro 
verkündete, erhoben sich die meisten Abgeordneten emo-
tional bewegt von ihren Sitzen, brachen in Jubel aus und 
klatschten Beifall, als gälte es, einen großen Sieg zu fei-
ern. Dieser Sonderfonds soll gar durch eine Änderung 
des Grundgesetzes abgesichert werden, damit spätere Re-
gierungsmehrheiten ihn nicht so leicht wieder ein-
schränken oder abschaffen können.

Dann folgte der nächste Schritt: Wer sich über viele 
Jahre erfolgreich für eine Kooperation mit der Sowjet-
union und später mit Russland eingesetzt hat, soll jetzt 
Asche auf sein Haupt streuen und ins Büßergewand 
schlüpfen. Zusammenarbeit statt Konfrontation – das 
war eine über Jahrzehnte gewachsene politische Über-
zeugung mit breiter gesellschaftlicher Unterstützung. 

Doch was gestern alternativlos war, soll heute nur noch 
naiv sein. Aber es war nicht ein Zuviel an Kooperation 
mit Russland, das in diesen Krieg geführt hat, sondern 
ein eklatanter Mangel an gleichberechtigter Zusammen-
arbeit aller europäischer Staaten in West und Ost.

Die NATO löste sich nicht auf, als es nach dem Zerfall 
des Warschauer Pakts wirklich keinen Bedarf mehr für 
sie gab. Es wurde kein gesamteuropäisches Sicherheits-
system unter Einschluss von Russland und den anderen 
ehemaligen Warschauer-Pakt-Staaten aufgebaut, im Ge-
genteil: Die NATO wurde – trotz gegenteiliger Verspre-
chen – Richtung Russland nach Osten erweitert. Nur die 
Intervention Deutschlands und Frankreichs verhinderte 
2008 eine Aufnahme der Ukraine in die NATO. Doch die 
Absicht, Russland immer dichter auf den Pelz zu rücken, 
wurde nie aufgegeben. Noch am 14. Juni 2021 beschloss 
der Nordatlantik-Rat in Brüssel: »Wir bekräftigen un-

n	 Appell für den Fr ieden : 

Kooperation statt Krieg! Abrüsten statt aufrüsten! 
Waffenexporte sofort stoppen!
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dabei sehenden Auges eine Eskalation bis hin zu einem 
Atomkrieg riskiert. Denkt niemand an die Menschen, die 
schon jetzt mit den von Deutschland gelieferten Waffen 
getötet werden? Denkt niemand daran, dass die Bevölke-
rung umso mehr leidet, je länger der Krieg dauert?

Durch den Kampf gegen den Terror unter der Losung 
»Verteidigung unserer Freiheit und unserer Demokratie« 
starben mehr als eine Million Menschen – und Länder 
wie der Irak, Libyen und Afghanistan versanken im Cha-
os. Nun wird »unsere Freiheit« in der Ukraine verteidigt. 
Eine solche Denkweise führt direkt in den Abgrund. Wer 
so redet, wird sich irgendwann die Frage stellen, warum 
Deutschland nicht auch Soldaten gen Osten schickt. Die-
ser Amoklauf muss gestoppt werden. Mit jeder Waffenlie-
ferung werden mehr Menschen getötet und sinkt die 
Schwelle zu einem Dritten Weltkrieg. Wir müssen raus 
aus dieser militärischen Eskalationslogik.

Auch Wirtschaftssanktionen gegen Russland sind 
nicht wirklich zu rechtfertigen. Alle wissen, dass solche 
Sanktionen vielen Millionen Menschen bei uns hier in 
Deutschland und in aller Welt schweren Schaden zufü-
gen, letztlich auch in der Ukraine, nicht jedoch den Rei-
chen und Mächtigen in aller Welt. Es geht nicht um den 
Ersatz fossiler Energien durch regenerative, sondern um 
einen Wirtschaftskrieg, der eher Mittel verbraucht, die 
bei der notwendigen ökologischen Transformation feh-
len werden. Es ist nicht einzusehen, dass wir für diesen 
irrsinnigen Krieg auch nur einen einzigen Cent zahlen 
sollen. Denn es geht in Wirklichkeit nicht um Solidarität 
mit der Ukraine und ihren Menschen, sondern um die 
Durchsetzung von Kapitalinteressen des »freien We-
stens«.

Für eine neutrale Ukraine! 
Für ein Sicherheitsbündnis von Lissabon  
bis Wladiwostok anstelle der NATO!

Berlin, im Mai 2022
Unterschriften bei:  
1918unvollendet.org/appell-fuer-den-frieden

seren auf dem Gipfeltreffen 2008 in Bukarest gefassten 
Beschluss, dass die Ukraine ein Mitglied des Bündnisses 
wird.«

Zahlreiche Stimmen warnten, dass dieser perma-
nente Konfrontationskurs unweigerlich auf einen Krieg 
hinauslaufen werde. Doch alle Mahnungen wurden in 
den Wind geschlagen. Auf der Münchner Konferenz An-
fang 2022 schloss der Präsident der Ukraine sogar die 
Stationierung von Atomwaffen in seinem Land nicht 
mehr aus.

Die NATO ist ein aggressives Militärbündnis, über 
das die USA ihre Vorherrschaft in Westeuropa sichern 
und soweit wie möglich nach Ost ausdehnen wollen. 
Ihre »Politik der offenen Tür« öffnete die Tore für den 
Krieg. Und das Schlachtfeld heißt nicht USA, sondern 
Europa.

Die NATO hätte den Vertrag unterschreiben sollen, 
den Russland im Dezember 2021 angeboten hatte. Die 
vorgeschlagenen Forderungen nach einer neutralen Uk-
raine und einem Rückzug von militärischen Kräften und 
Waffen hätten den Frieden sicherer gemacht.

Wer aber jede Zusammenarbeit mit Russland aufkün-
digt, weil es das Völkerrecht gebrochen hat, muss auch 
sofort die Zusammenarbeit mit den USA beenden, die 
das seit Jahrzehnten in zahllosen Fällen tun. Stattdessen 
entschloss sich die Bundesregierung, das Feuer mit Ben-
zin zu löschen, und schickte trotz ihres erklärten Grund-
satzes, keine Waffen in Krisen- oder gar Kriegsgebiete zu 
liefern, 100 Maschinengewehre, 16 Millionen Schuss 
Munition, 2.500 Luftabwehrraketen, 900 Panzerfäuste, 
100.000 Handgranaten etc. an die Ukraine. Dennoch hat 
keine Waffenlieferung die politische Führung der Ukra-
ine bisher zufriedengestellt. Und auch auf deutscher Sei-
te gibt es stets maßgebende Kräfte bei den Grünen, der 
FDP, der CDU/CSU und auch bei der SPD, die sich in eine 
Art Kriegstaumel gesteigert haben und ungerührt nach 
immer mehr Waffen rufen – mit dem Ergebnis, dass 
Deutschland auf Beschluss einer breiten Mehrheit im 
Bundestag jetzt auch Panzer an die Ukraine liefert und 

Arbe iterpolit ik Nr . 4 a ugust 20224

Bundesweite Demo in Berlin am 2. Juni 2022  · Fotos: Ingo Müller



5Arbe iterpolit ik Nr . 4 / 5 a ugust 2022

und Krisengewinnler gibt, viel bessere Möglichkeiten 
diese Zerreißprobe herbeizuführen?]

Da nun die historische Bewährungsprobe beschworen 
wird. Zweimal standen die deutschen Gewerkschaften in 
ihrer Geschichte vor entscheidenden Bewährungproben.

Bei der Entfesselung des Ersten Weltkriegs waren es 
die Vertreter der Gewerkschaftsbürokatie innerhalb der 
Sozialdemokratischen Partei, die sich als erste zu seiner 
Kaiserlichen Majestät und zur Verteidigung des Vater-
landes bekannten und mit der »Burgfriedenspolitik« Ar-
beitskämpfe und gewerkschaftlichen Widerstand ein-
stellten.

Auch in der zweiten Bewährungsprobe haben die Ge-
werkschaften jämmerlich versagt. Nach der Machtüber-
tragung an Hitler und die NSDAP (Ende Januar 1933) 
glaubten die Vorstandsmitglieder des Allgemein Deut-
schen Gewerkschaftsbundes (ADGB) den Fortbestand 
der Gewerkschaften sichern zu können, indem sie sich 
den neuen Verhältnissen anpassten. Sie verhandelten mit 
der Nationalsozialistischen Betriebsorganisation (NSBO) 
und riefen ihre Mitglieder auf, den 1. Mai feierlich mit 
der NSDAP zu begehen. Am 2. Mai wurde die ADGB-
Häuser von der SA gestürmt.

Natürlich lassen sich die beiden Ereignisse nicht mit 
der heutigen »historischen Bewährungprobe« verglei-
chen. Aber die Schlussfolgerung aus dem zweimaligen 
Versagen hat meines Erachtens weiter Gültigkeit. Die Ge-
werkschaften können durch Anpassung, duch ein Bünd-
nis mit der herrschenden Klasse und den Regierenden 
nichts gewinnen. Sie schränken ihre eigenen Handlungs-
möglichkeiten ein. Dies gilt umso mehr, wenn berück-
sichtigt wird, wen die Bundesregierung unterstützt. Die 
ukrainische Regierung ist gerade dabei, elementare Ge-
werkschafts- und Arbeitsrechte abzuschaffen und das 
Gewerkschaftvermögen beschlagnahmen zu lassen. (Sie-
he auch: »Keine Solidarität mit der ukrainischen Regie-
rung Selensky«)

A.B.,13. 08. 2022  n

Am 1. August trat der ver.di-Vorsitzende Frank Wernecke 
als einer der Initiatoren und Erstunterzeichner (es gehören 
noch weitere prominente Vertreter*innen aus Gewerkschaften, 
Kirchen und Sozialverbänden dazu) eines Appells hervor. Un-
ter der Überschrift »Für Solidarität und Zusammenhalt 
jetzt!« werden dort Erkenntnisse verbreitet, die den er-
staunten, gewerkschaftlich organisierten Leser zu den in 
eckigen Klammern gestellten Fragen und Kommentaren 
veranlasst hat:

»Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, Deutschland 
und Europa stehen vor einer historischen Bewährungs-
probe. ... Unser demokratischer Sozialstaat mit seiner of-
fenen Gesellschaft verspricht allen Bürgerinnen und 
Bürgern eine gerechte Teilhabe, unabhängig von Ge-
schlecht, Alter oder Herkunft. [Wo haben die Unter-
zeichner*innen bisher gelebt, dass sie nicht bemerkt ha-
ben wollen, dass die soziale Spaltung, die Kluft zwischen 
Arm und Reich, in den letzten Jahrzehnten ständig ge-
stiegen ist, dass hunderttausende Transferempfänger von 
der gesellschaftlichen Teilhabe ausgeschlossen wurden 
und bleiben? Worin liegen die Ursachen und haben nicht 
die Koalitionsparteien der jeweiligen Bundesregierungen 
dies politisch flankiert und forciert?] Dieses Versprechen 
ist wertlos, wenn es sich in Krisenzeiten nur für die Ein-
kommens- und Leistungsstarken im Land bewahrheitet. 
Sollte das geschehen, droht unserer Demokratie eine nie 
dagewesene soziale und politische Zerreißprobe [Warum 
sollten die Einkommensstarken – ob sie auch leistungs-
stark sind, sei dahingestellt – auf ihre Pfründe verzich-
ten? Wäre es nicht die Aufgabe der Gewerkschaften, die 
Schwachen gegen die Starken zu vertreten?] Russlands 
Machthaber Wladimir Putin will die westlichen Demokra-
tien destabilisieren und spalten. Wir rufen alle 
Bürgerinnen und Bürger auf: Treten wir dieser zerstöre-
rischen Strategie durch unseren Zusammenhalt gemein-
sam entgegen!« [Welche ungeheure Macht und welche 
Möglichkeiten werden dem russischen Präsidenten in 
diesem Appell zugeschrieben? Hat nicht die herrschende 
Klasse in Deutschland, unter der es zahlreiche Kriegs- 

Gewerkschaftliche Vaterlandsverteidiger

Keine Solidarität mit der ukrainischen Regierung Selensky, 
wohl aber mit den gewerkschaftlich Organisierten
Am 5. August startete das repräsentative Gremium aller 
Gewerkschaftsverbände auf nationaler Ebene einen ver-
zweifelten Aufruf an Präsident Selensky, das am 19. Juli 
2022 verabschiedete Gesetz der Rada (Parlament) betref-
fend die »Vereinfachung der Regelung der Arbeitsbedin-
gungen in kleinen und mittleren Unternehmen« nicht zu 
unterschreiben, sondern sein Veto einzulegen1.

1	 JOINT APPEAL BY UKRAINIAN TRADE UNIONS AGAINST ATTACK 
ON WORKERS RIGHTS – Кампанія Солідарності з Україною (ukraine-
solidaritycampaign.org)

Denn dieses Gesetz verwehrt Arbeiterinnen und Ar-
beitern grundlegende Arbeits- und Gewerkschaftsrechte 
in Betrieben mit bis zu 250 Beschäftigten (etwa 75 Pro-
zent aller Beschäftigten).

Das Gesetz 5371 diskriminiere einen Großteil der Be-
schäftigten in unzulässiger Weise und verstoße gegen 
verschiedene Paragrafen der ukrainischen Verfassung, 
insbesondere verletze es die Gleichbehandlung der Be-
schäftigten, denn die Beschäftigten in Betrieben mit 
mehr als 250 Beschäftigten behielten ihre geschützten 
Rechte.
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Abruf) einzustellen. 32 Arbeitsstunden im Monat sind 
allerdings garantiert (Vorbild GB).

Darüber hinaus gibt es zwei Gesetzesentwürfe, die 
das Eigentum des Gewerkschaftsbundes der Ukraine 
(FPU) beschlagnahmen wollen – vor allem Sanatorien, 
Hotels, Wohnheime und Ausbildungszentren, die derzeit 
für die Aufnahme und Unterstützung von Binnenvertrie-
benen genutzt werden und die seit dem Einmarsch der 
Russen von über 300.000 Ukrainern durchlaufen wur-
den.

Ein führendes Mitglied von Selenskys Partei, Abge-
ordneter und Vorsitzender des Finanzausschusses der 
Rada namens Danylo Hetmantsev, schrieb dazu auf Tele-
gram, das seien die Gesetzentwürfe, auf die die Wirt-
schaft warte, Gesetzentwürfe, die die Interessen aller 
Unternehmer schützen würden. Übrigens auch die der 
Arbeitnehmer.

Wörtlich: »Ein Arbeitnehmer sollte in der Lage sein, 
seine Beziehung zu seinem Arbeitgeber selbst zu regeln. 
Ohne den Staat.

Das ist es, was in einem Staat passiert, wenn er frei, 
europäisch und marktorientiert ist. Andernfalls reist das 
Land mit einem Bein im Schnellzug in die EU und mit 
dem anderen in einem Zug aus der Sowjet-Ära in die an-
dere Richtung.«4

Mit anderen Worten: Die herrschenden Parteien nut-
zen die Gunst der Stunde, in der die ukrainischen Ge-
werkschaften durch Kriegsrecht gefesselt sind, um die 
Ukraine zu einem Paradies für ausländische Investoren 
zu machen. Die Kosten des Wiederaufbaus der Ukraine 
sollen eine Billion US-Dollar übersteigen. »Reden über 
einen Marschallplan für die Ukraine gibt es reichlicher 
als Geld. Die Ukraine wird daher außerordentliche Hilfe 
von internationalen Finanzinstitutionen in Anspruch 
nehmen und privates Kapital anlocken müssen, was kre-
ative Überlegungen mit internationalen Partnern darüber 
erfordert, wie die Risiken für Investoren gemildert wer-
den können,« schreibt der Ukraine-Beobachter Daniel 
Baer, ehemals US-Botschafter bei der OSZE.5

Am 4. und 5. Juli 2022 trafen sich Spitzenbeamte der 
USA, der EU, Großbritanniens, Japans und Südkoreas zu 
einer »Ukraine Recovery Conference« in Lugano in der 
Schweiz. Zu den prominenten Teilnehmern gehörten die 
Präsidentin der Europäischen Kommission, Ursula von 
der Leyen, der Schweizer Bundespräsident Ignazio Cas-
sis und die britische Außenministerin Liz Truss. Staats-
präsident Selensky und UN-Generalsekretär Guterres 
waren per Video zugeschaltet.

Die Tagesordnung der URC war darauf ausgerichtet, 
der Ukraine politische Veränderungen aufzuerlegen – 
nämlich »Stärkung der Marktwirtschaft«, »Dezentralisie-
rung, Privatisierung, Reform staatlicher Unternehmen, 
Landreform, Reform der staatlichen Verwaltung« und 
»euro-atlantische Integration«6.

Mithin kann man auch sagen: Die Herrschenden der 
Ukraine haben verstanden!

11.08.2022  n

4	 Ukraine Uses Russian Invasion to Wreck Workers’ Rights – Consortium News
5	 When Politics Returns to Kyiv: How Ukrainian Democracy Will Be Tested 

After the War (foreignaffairs.com)
6	 West prepares to plunder post-war Ukraine with neoliberal shock therapy: 

privatization, deregulation, slashing worker protections – Multipolarista

Unter der »vereinfachten Regelung« in Betrieben mit 
bis zu 250 Beschäftigten (KMU, kleine und mittlere Un-
ternehmen) sowie für Beschäftigte, die mehr als das 
Achtfache des Mindestlohns (Mindeststundenlohn Euro 
1,21!2) verdienen, gilt hingegen die Vertragsfreiheit, d. h. 
der Unternehmer ist an keine kollektivrechtlichen Rege-
lung gebunden. Er allein darf Lohnhöhe, tägliche /wö-
chentliche Arbeitszeit, Arbeitsbeginn und –ende, Urlaub 
usw. mit jedem Beschäftigten einzeln festlegen. Eine 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses muss er fünf Tage 
vorher ankündigen, ein Recht der Gewerkschaften, will-
kürliche Entlassungen anzufechten, gibt es für diese Be-
schäftigten nicht mehr.

Die Gewerkschaften befürchten nicht zu Unrecht, 
dass im Arbeitsvertrag auch noch weitere mögliche zivil-
rechtliche Pflichten und Strafen bspw. bei nicht zufrie-
denstellender Arbeitsleistung vereinbart werden.

Im Gesetzgebungsprozess konnten die Proteste der 
Gewerkschaften nur eine geringe Verbesserung erringen. 
Kleines Zugeständnis: Das Gesetz solle erst einmal nur 
solange gelten, wie Kriegsrecht herrsche. Da heute schon 
elf Arbeitslose sich um einen verfügbaren Job streiten 
(also alle Macht auf Seiten des Unternehmers liegt) und 
ein Ende der wirtschaftlichen Krise der Ukraine nicht 
absehbar ist, fürchten Beobachter auch nach Kriegsende 
die verheerenden Nachwirkungen dieses Gesetzes, die 
kaum rückgängig zu machen seien.

Der Europäische Gewerkschaftsbund, der die Be-
schwerden der ukrainischen Gewerkschaften an die 
Staats- und Regierungschefs der EU weiterleitete3, weist 
auch noch darauf hin, dass das ukrainische Parlament 
ein weiteres Gesetz 5161 verabschiedet habe, das es den 
Arbeitgebern erlaube, bis zu 10 Prozent ihrer Belegschaft 
mit prekären oder Null-Stunden-Verträgen (Arbeit auf 

2	 Siehe Werner Rügemer: »Unsere europäischen Werte« : 1,21 Euro 
Mindestlohn in der Ukraine https://www.nachdenkseiten.de/?p=86079

3	 Joint ETUC-PERC-ITUC letter on Ukraine sent to EU leaders | ETUC

Das am 2. Mai 2014 von Faschisten belagerte und angezündete 
Gewerkschaftshaus in Odessa. 48 Menschen starben damals 
in den Flammen. Jetzt will die Regierung Selensky die Gewerk-
schaftshäuser beschlagnahmen.

Foto: wikipedia © Yuriy Kvach 
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Der Aufruf lautete: »Wir zahlen nicht für eure Kriege! 100 
Milliarden für eine demokratische zivile & soziale Zeiten-
wende«. Unterschrieben hatten immerhin 30 Organisati-
onen, von IPPNW, über die Falken, den Bundesausschuss 
Friedensratschlag, Die Linke Niedersachsen bis zu DKP 
und SDAJ. Zumindest in Hamburg war der Aufruf Wo-
chen vorher schon plakatiert und gut lesbar an vielen Or-
ten aufgehängt worden. Immerhin fuhren aus Hamburg 
drei Busse zur Demo.

Als ich um halb zwei, also eine halbe Stunde vor Be-
ginn, auf den Bebelplatz kam, verliefen sich vielleicht 
hundert Menschen auf dem Platz. Um 14 Uhr wurde es 
etwas voller, aber von einem Massenandrang war nichts 
zu merken. Es war ein Leichtes, Bekannte auf dem Platz 
zu treffen, dabei hatte ich vorher gedacht, man würde 
sich unter den Massen schwerlich wiederfinden können. 
Dann kamen lange Reden. Mir schien, dass die Anwe-
senden alle Aktive waren aus den verschiedensten poli-
tischen Initiativen und eigentlich nicht aufgeklärt wer-
den mussten. Trotzdem reihten sich Beiträge an Beiträge, 
zur Rüstungskonversion führte eine Frau bestimmt 20 
Minuten Details aus, die mir merkwürdig deplatziert vor-
kamen angesichts der allgemeinen Aufrüstungshysterie 
und der zunehmenden Gefahr eines Atomkriegs in Euro-
pa.

Aber diese Gefahr bewegte offensichtlich kaum je-
mand über einen engen Kreis hinaus, diese Demonstrati-
on als Gelegenheit zum Protest wahrzunehmen. Genauso 
wenig tat das die gegenwärtige Inflation mit den explo-
dierenden Energiepreisen, von Gewerkschaften waren 
ein oder zwei Fahnen zu sehen, aber sonst absolute Fehl-
anzeige. Als der Demozug sich gegen halb vier endlich in 
Bewegung setzte, beschloss ich, mich an den Rand zu 
stellen und zu zählen. Ich kam auf 1400, Babys mitge-
zählt. Es kann sein, dass unterwegs die eine oder der an-
dere dazu stieß, dafür gingen auch welche früher weg bei 
dem heißen Sommertag. Wenn man einige Hundert rech-
net, die von außerhalb kamen, muss man sagen, dass aus 

Berlin selbst sich praktisch kaum jemand beteiligte. Das 
bestätigte meinen Eindruck aus Gesprächen mit jungen 
Leuten aus Berlin, die ich ein paar Tage zuvor gefragt hat-
te, ob wir uns bei der Demo sehen würden. »Welche 
Demo?«, war die erstaunte Antwort gewesen. Die »Junge 
Welt« spricht von einem Bündnis von »rund 150 Organi-
sationen und Initiativen«, das zu der Demo aufgerufen 
hatte. Also auf die Anzahl der Teilnehmenden umge-
rechnet, brachte jede Organisation und Initiative keine 
zehn Teilnehmende auf die Beine!

Unterwegs blockierten einige Ukrainer den Zug, so 
dass wir noch länger in der Sonne schmoren mussten. 
Die Polizei schien sich nicht sonderlich zu beeilen, uns 
den Weg frei zu machen, da ist sie bei anderen Gelegen-
heiten flinker. So kam der Zug dann gegen 18h wieder 
zurück zur Abschlusskundgebung, die dann nochmal 
über eine Stunde dauerte.

Bemerkenswert die Berichterstattung in der "Jungen 
Welt« am Montag, den 4.7.22: "Tausende Menschen stell-
ten sich der geplanten Aufrüstungsorgie und der täg-
lichen Kriegshetze entgegen. (…) Optimistische Schät-
zungen unter anderem der Veranstalter gehen von rund 
4000 bis 6000 Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus. Die 
Polizei will nur rund 1400 Demonstrierende gezählt ha-
ben.« Tipp an den jw-Korrespondenten: selber zählen!

In derselben Ausgabe zitiert die »Junge Welt« die Or-
ganisatoren des Bündnisses: »Mit Sprechchören (…) zog 
die Demonstration lautstark, ausgreifend und positiv ge-
stimmt durch das Berliner Regierungsviertel.«

Wem will man sich denn hier was vormachen? Den 
Herrschenden? Die sehen die Realität und fühlen sich be-
stärkt. Sich selbst? Das ist ganz offensichtlich. Man leug-
net das Fiasko und sieht nicht die Isolation, in der wir 
uns momentan befinden. Aber anstatt davon auszugehen 
und zu überlegen: Was bedeutet das für unser Anliegen 
zur Zeit?, wird so getan, als ob wir irgendeine Kraft aus-
strahlen würden.

M.P.,  HH, 6.7.22  n

n	 Korrespondenz

Deprimierend: Bundesweite Demo am 2. Juli in Berlin
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Sondervermögens für die weitere Aufrüstung der Bun-
deswehr. Mit dem Ergänzungshaushalt, der zusätzliche 
Ausgaben und wegfallende Einnahmen vor allem wegen 
des Ukraine-Kriegs vorsieht, steigt die Nettokreditauf-
nahme der Bundesregierung in diesem Jahr um 39,2 Mil-
liarden auf fast 140 Milliarden Euro (FAZ, 28.4.2022). So-
lange die EZB ihr Anleihekaufprogramm weiter betreibt 
und kaum Zinsen auf die Kredite fällig werden, ist das 
kein großes Problem. Aber es ist absehbar, dass die – ei-
gentlich verbotene – Staatsfinanzierung, welche die EZB 
faktisch betreibt (und die juristisch dadurch bemäntelt 
wird, dass die EZB die Anleihen nicht direkt von den 
Staaten kauft, sondern auf dem Zweitkäufermarkt von 
Privatbanken), weniger attraktiv wird, wenn im Zuge der 
Inflationserwartungen höhere Zinsen verlangt werden. 
Darüber hinaus ist der Ukraine-Krieg für alle Staaten ein 
Inflationstreiber – direkt und indirekt. In seinem sehr in-
formativen und materialreichen YouTube-Vortrag vom 22. 
April 2022 klärt Michael Lüders über die wirtschaft-
lichen Folgen dieser Auseinandersetzung auf. (Der Vor-
tragstext ist auf unserer Homepage nachzulesen.)

Umso wichtiger ist es zu klären, warum u. a. die Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union sich einmütig hin-
ter die Politik, und insbesondere die Sanktionspolitik, 
der USA gegen Russland stellen. Einem Wort von Franz 
Mehring zufolge sind sich die herrschenden Klassen ei-
ner Gesellschaft – im Unterschied zu den beherrschten 
Klassen – stets ihrer gemeinsamen Interessen bewusst. 
Warum also opfern sie ihre wirtschaftlichen Vorteile, die 
ihnen der preisgünstige Bezug der energetischen und mi-
neralischen Rohstoffe von Russland bringen, dem Bünd-

Zu Beginn des Ukraine-Kriegs stellte die Bundesregie-
rung die Lieferung von einigen Tausend Schutzhelmen 
für die ukrainische Armee in Aussicht. Mittlerweile 
wird die Lieferung von schweren Waffen, u. a. Panzer-
haubitzen, versprochen und ukrainische Soldaten wer-
den in Deutschland in diesen Waffen ausgebildet.

Würden die Soldaten stattdessen in der Ukraine an 
den Haubitzen von deutschem Personal ausgebildet, so 
wäre Deutschland, also ein Nato-Staat, förmlich-recht-
lich an dem Krieg auf ukrainischer Seite beteiligt. Da die 
Ausbildung auf deutschem Boden erfolgt, gilt die Bun-
desrepublik als nicht-beteiligt.

Es mutet grotesk an, wie hier die politisch-faktische 
Kriegsbeteiligung der deutschen Regierung – und insge-
samt der Nato – zur juristisch-fiktiven Nicht-Beteiligung 
verzaubert wird. Dies funktioniert, weil beide Kriegspar-
teien daran interessiert sind. Eine förmliche Nato-Bei-
standschaft für die Regierung der Ukraine würde das 
Risiko einer geographischen Ausweitung des Krieges un-
geheuer steigern und den Einsatz nuklearer Waffen in 
greifbare Nähe rücken. Die Gefahr eines Dritten Welt-
krieges läge damit nahe; daran kann die russische Seite 
kein Interesse haben. Aber auch die US-Regierung und 
ihre Nato-Verbündeten streben eine solche Auseinander-
setzung derzeit jedenfalls nicht an, auch wenn sie militä-
risch und wirtschaftlich Russland offensichtlich überle-
gen sind.

Nach nun mehr als zwei Jahren der Corona-Pandemie 
bewirkt der Ukraine-Krieg für alle beteiligten Staaten 
eine erhebliche Steigerung der Staatsverschuldung – in 
Deutschland auch ohne Berücksichtigung des geplanten 

Nach über drei Jahrzehnten –  
Auf dem Weg zur neuen Blockbildung

August Thalheimer 
Grundlinien und Grundbegriffe der 
Weltpolitik nach dem 2. Weltkrieg 
Anfang 1946, Gruppe Arbeiterpolitik

32 Seiten A5  |  1,50 EUR

August Thalheimer 
Grundlagen der Einschätzung 
der Sowjetunion 
1946, Gruppe Arbeiterpolitik 

43 Seiten A5  |  1,50 EUR

Westblock – Ostblock 
Internationale monatliche Übersichten 
von August Thalheimer 1945 – 1948,
Vorwort Gruppe Arbeiterpolitik 1992
 
460 Seiten A5  |  Broschur  |  7,50 EUR
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gen China – so wie derzeit gegen Russland – würde die 
Welt faktisch erneut in zwei Blöcke spalten: Auf der ei-
nen Seite die »Bösen« Russland, China, Iran; auf der an-
deren die »Guten« USA, Japan, Australien und die euro-
päischen Nato-Mitglieder. Daneben auch wieder ein 
Block der »blockfreien Staaten« Indien, Pakistan, afrika-
nische und nahöstliche Staaten.

Nach den Erfahrungen mit der Entfesselung des rus-
sisch-ukrainischen Krieges im Jahr 2022 ist ein solches 
Szenario durchaus denkbar. Es liegt im Interesse der 
lohnabhängigen Klassen und sicherlich auch Teilen der 
europäischen herrschenden Klassen, dass es zu einer sol-
chen Entwicklung nicht kommt. Tatsächlich ist unter ka-
pitalistischen Konkurrenzbedingungen schwer vorstell-
bar, dass sich die europäischen Bourgeoisien willentlich 
und freiwillig einer solchen US-Hegemonie ausliefern. 
Was hätten die USA ihnen denn zum Ausgleich für die 
russischen und vor allem die chinesischen Märkte anzu-
bieten? Anders als zur Zeit der Sowjetunion gibt es kei-
nen grundsätzlichen gesellschaftspolitischen Gegensatz 
zwischen den Akteuren, wo die politischen die ökono-
mischen Interessen grundsätzlich überlagerten. So wird 
nun während des Krieges eine Einigkeit »des Westens« 
propagandistisch beschworen. Nach seinem Ende wer-
den die Risse wieder sichtbarer werden, die durch die 
unterschiedlichen Interessen gegeben sind.

Die wahren Opfer des Krieges sind die lohnabhängi-
gen Klassen auf beiden Seiten – die Kriegspropaganda 
der beteiligten herrschenden Klassen über die privaten 
und Staatsmedien, die in ihrer Hand sind, will diese Tat-
sache durch die Konstruktion von Feindbildern verde-
cken. Auch nach dem – momentan nicht absehbaren – 
Ende des Krieges werden die durch Kredite finanzierten 
Kriegskosten und die Kosten des Wiederaufbaus allein 
von den Lohnabhängigen bezahlt werden müssen – den 
(Rüstungs-)Konzernen die Profite, den Lohnabhängigen 
die Rechnungen. Unsere Forderung muss daher lauten: 
Schluss mit dem Krieg – keine weitere Osterweiterung 
der Nato – Finanzierung der Kosten durch Besteuerung 
der Reichen!

10. 5. 2022  n

nis mit der US-Wirtschaft, die so gut wie keine Handels-
beziehungen mit Russland unterhält? Die Gründe können 
ganz sicherlich nicht ökonomischer Art sein. Die Verteu-
erung dieser Rohstoffe führt zwingend zu höheren Prei-
sen und verschlechtert die Wettbewerbslage auf allen 
Märkten, wohingegen die US-Konzerne weiterhin gün-
stigen Zugang zu Erdöl und Erdgas haben. Es liegt also 
nahe, den Hauptgrund in geostrategischen Interessen der 
maßgeblichen herrschenden Klassen in der EU zu su-
chen. Tatsächlich ist es für die in Brüssel vertretenen Re-
gierungen eher von Vorteil, wenn sie einem vor allem 
militärisch geschwächten Russland gegenüber stehen, 
das nicht mehr Weltmacht, sondern bestenfalls Regional-
macht ist. Das hilft ein wenig, die zentrale Schwäche der 
EU-Staaten zu kompensieren, dass sie im Allgemeinen 
über keine gemeinsame Außen- und Militärpolitik verfü-
gen. Stattdessen müssen sie in jedem Konfliktfall lang-
wierig verhandeln, um Kompromisse zu finden. Die 
Schwächung des Staates mit der weltweit größten Land-
masse, Russlands, stärkt somit die künftige Verhand-
lungsposition der EU mit welcher russischen Regierung 
auch immer. Das bliebe auch dann so, wenn wieder nor-
male Wirtschaftsbeziehungen aufgenommen würden.

Wir hatten bereits in der Arpo 3-4/2019 geschrieben, 
dass es das Interesse auch des deutschen Kapitals sein 
muss, die EU als seine wirtschaftliche Basis zusam-
menzuhalten. Dazu ist es aber alleine nicht in der Lage: 
»…die inneren Widersprüche in der EU treiben geradezu, 
mit einem äußeren Feind diese Widersprüche zu übertün-
chen und die EU zu vereinen. Der äußere Feind ist erst 
einmal Russland.« Das erklärt die zurzeit vorherrschende 
Einigkeit in der EU und die Unterwerfung unter die US-
Politik.

Dieses Szenario berücksichtigt allerdings nicht, dass 
die Ziele der US-Politik weiter gehen, als es den herr-
schenden Klassen in der EU lieb sein kann. Die wech-
selnden US-Regierungen haben in den letzten Jahren 
klargemacht, dass für sie die Auseinandersetzung mit 
dem Aufstieg Chinas zu einer Weltmacht – und dessen 
Verhinderung – im Zentrum ihrer Politik steht. Die 
Schwächung Russlands – militärisch und politisch – ist 
in diesem Zusammenhang ein Aspekt ihrer Politik, eben-
so wie ihre Herrschaft über die Nato nach ihren Fiaskos 
in Irak und Afghanistan. In diesem Punkt unterscheiden 
sich die geostrategischen Interessen der EU und der USA, 
die beide bedeutende Handelsbeziehungen mit China un-
terhalten. Auch wenn es seitens Frankreichs, auch unter 
der Präsidentschaft Macrons, immer wieder Versuche 
gab und gibt, die EU in Richtung eines föderativen Staa-
tenverbunds zu entwickeln, so ist doch ein Kampf um 
die Position einer politisch-militärischen Weltmacht un-
ter den gegenwärtigen Voraussetzungen wenig realis-
tisch.

Die US-Regierungen konnten die russische Führung 
erfolgreich mit der Aufrüstung der Ukraine provozieren. 
Mit einem Militärbündnis mit Taiwan könnten sie jeder-
zeit – analog des Ukraine-Abenteuers – eine kriegerische 
Auseinandersetzung mit China provozieren – das wissen 
sie und das weiß die ganze Welt. Es ist wohl nicht davon 
auszugehen, dass die US-Regierung derzeit einen Dritten 
Weltkrieg vorbereitet. Aber ein solches Taiwan-Abenteu-
er mit anschließendem weltweiten Wirtschaftskrieg ge-



10 Arbe iterpolit ik Nr . 4 / 5 a ugust 2022

terrecht. Verdi war deshalb froh, dass der 48-stündige 
Warnstreik nicht abgeblasen werden musste.

Man sieht: Die Angriffe auf das Streikrecht nehmen 
zu! Schon Ende Juni hatte Arbeitgeberpräsident Rainer 
Dulger im Hinblick auf die Warnstreiks in den Seehäfen 
geäußert: »Vielleicht brauche man einen nationalen Not-
stand«, der auch Streikrecht breche.

Auch die Politik in Hamburg und Bremen stellte sich 
an die Seite der Hafenunternehmer. Sowohl Hamburgs 
Wirtschaftssenator Michael Westhagemann (parteilos) 
als auch Bremens Häfensenatorin Claudia Schilling 
(SPD) warnten vor einer Gefährdung des Wirtschafts-
standorts und plädierten für ein Schlichtungsverfahren, 
das Verdi ablehnt.

Für die rund 12.000 Beschäftigten in 58 tarifgebun-
denen Betrieben fordert die Bundestarifkommission

•	1,20 Euro Erhöhung der Stundenlöhne;
•	tatsächlicher Inflationsausgleich (7,4 Prozent); 
•	Erhöhung der jährlichen Pauschale (Vollcontainerbe-

triebe) um 1200 Euro;
•	Laufzeit nicht länger als 12 Monate. 

Die Unternehmerseite, der Zentralverband Deutscher 
Seehafenbetriebe (ZDS), hat zuletzt ein als »final« be-
zeichnetes Angebot für die Vollcontainerbetriebe vorge-
legt, das sie selbst auf bis zu 12,5 Prozent beziffert – aber 
verteilt auf zwei Jahre. Umgerechnet auf ein Jahr kommt 
die Bundestarifkommission bei diesem Angebot auf eine 
Erhöhung von maximal 5,5 %, eindeutig unterhalb eines 
Inflationsausgleichs.

Die Kolleginnen und Kollegen sprachen sich wäh-
rend der Auftaktkundgebung gegen jede Verlängerung 

»Wir sind der Hafen!« Unter diesem Motto sammelten 
sich am Freitag, dem 15. Juli 2022, schätzungsweise 5000 
streikende Hafenarbeiter aus Norddeutschland, verein-
zelt mit Frau und Kind und wenigen Hafenarbeiterinnen 
vor dem Hamburger Hauptbahnhof. Mit Kundgebungen 
und einer Demonstration durch die Hamburger Innen-
stadt wollten sie den zweiten Tag ihres 48-stündigen 
Warnstreiks mit einer Zusammenkunft der Kollegen aus 
den Häfen Hamburg, Bremen, Bremerhaven, Brake, Em-
den und Wilhelmshaven begehen. Kein Kran, keine Con-
tainerbrücke bewegten sich an diesen beiden Tagen in 
den norddeutschen Seehäfen, und die Streikenden wa-
ren sichtlich stolz auf die gelungene geschlossene Streik-
front.

Wut und Empörung bestimmte die Auftaktkundge-
bung am Hauptbahnhof. Nach sieben Verhandlungsrun-
den war es noch immer nicht gelungen, den Arbeitgebern 
einen akzeptablen Inflationsausgleich abzuringen. Den 
jetzigen Warnstreik eingerechnet, hätten die Hafenarbei-
ter seit dem 9. Juni fast 80 Stunden im Streik gestanden. 
Vorher hatten die Hafenunternehmen noch schnell ver-
sucht, den 48-stündigen Warnstreik per einstweiliger 
Verfügung von verschiedenen Arbeitsgerichten verbieten 
zu lassen. In Niedersachsen und Bremen blieben sie er-
folglos, nur vor dem Hamburger Arbeitsgericht musste 
sich ver.di mit den Klägern HHLA und Eurogate verglei-
chen. Das Gericht äußerte Zweifel, ob der Streikbeschluss 
formal rechtmäßig zustande gekommen sei. Der Warn-
streik dürfe zwar wie geplant stattfinden, befand das Ge-
richt, verordnete aber danach der Gewerkschaft eine 
Friedenspflicht für die Tarifverhandlungen bis zum 26. 
August. Streikrecht ist in Deutschland weitgehend Rich-

n	 Korrespondenz aus hamburg :

Streikende Hafenarbeiter demonstrieren
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der Laufzeit über 12 Monate hinaus aus. Alle Festle-
gungen über 12 Monate hinaus schienen der Bundestarif-
kommission derzeit zu unsicher, zumal die Arbeitgeber 
ein Recht auf Sonderkündigung und die Möglichkeit ei-
ner Nachverhandlung ablehnten; ebenso wurde auch ein 
Inflationsausgleich von 7,4 Prozent für alle Gruppen ge-
fordert. Dafür wollten die Streikenden bis zum Schluss 
zusammenstehen.

Die Stimmung auf der Demonstration glich zuweilen 
einem Familientreffen. Immer wieder entdeckten sich 
Demonstrationsteilnehmer hinter ihrer Demonstrations-
aufmachung als lange nicht gesehene Bekannte oder 
Freunde und fielen sich in die Arme. Andererseits nah-
men die Kolleginnen und Kollegen die Aufforderung, 
lautstark der Stadt ihre Wut und Empörung mitzuteilen, 
besonders wörtlich: Schrille Pfeifkonzerte wurden be-
gleitet von lauten Trommeln und Tröten, von starken Böl-
lern und Rauchtöpfen in bunten Farben. Die Demonstra-
tionsleitung musste häufig mahnen, das Böllern einzu- 
stellen, um keine Personen zu gefährden.

Zum Ende der insgesamt friedlichen Demonstration 
trotz Böllerei und Rauchtöpfen wollte die Einsatzleitung 
der Polizei offensichtlich an ihr Gewaltmonopol erin-
nern. Sie suchte einen Böllerwerfer aus der Reihe der De-
monstranten zu greifen, was zur Auseinandersetzung 
zwischen Demonstranten und der Polizei und zum Ein-
satz von Pfefferspray führte. Bilanz laut Presse: Fünf ver-
letzte Demonstranten, fünf verletzte Polizisten.

Offensichtlich glaubten die Verhandlungsführung 
von Verdi und die Bundestarifkommission anfangs an 
ein leichtes Spiel: Angesichts der gestiegenen Profite der 
Hafenunternehmen, des Staus der Schiffe vor den Häfen 
dürften  die Arbeitgeber leicht davon zu überzeugen sein, 
den Beschäftigten, die bis an die Belastungsgrenze gear-
beitet und die Lieferketten zusammengehalten haben, ei-
nen gerechten Ausgleich für die rasante Inflation  zu zah-
len; ein paar Warnstreiks könnten dabei helfen. Dies 
würde auch die Stimmung für die Gewerkschaft in den 
Seehäfen ein wenig aufhellen, hatten sich doch die Mit-
glieder 2020 (1 Prozent) und 2021 (3 Prozent) mit beschei-
denen Abschlüssen zufriedengeben müssen, wobei ei-
niger Unmut bei den Aktiven zurückgeblieben war. Also 
eine günstige Gelegenheit, die Beziehung zu den Mitglie-
dern zu festigen.

Doch der Widerstand der Hafenunternehmen er-
zwingt offensichtlich eine andere Dynamik. Die zum 
Streik Gerufenen wollen sich nicht mehr ohne Inflations-
ausgleich abspeisen lassen, sie wollen es den Unter-
nehmern zeigen und werden, wenn sie sich durchsetzen, 
ein Signal für den Inflationsausgleich vieler Branchen 
setzen.

Die staatstragende Verdi gerät dadurch zwischen alle 
Stühle. Wie kann sie es den von der Politik kontrollierten 
Hafenunternehmen recht machen (der hamburger  West-
hagemann sitzt im Aufsichtsrat der HHLA), wie kann sie 
die Verabredungen der »Konzertierten Aktion« zwischen 
Arbeitgebern und Gewerkschaften einhalten (Scholz: 
»Wir müssen zusammenhalten und uns unterhaken.«) 
und die berechtigten Ansprüche der Mitglieder erfüllen?

Während die Verhandlungsführerin des ZDS, Ulrike 
Riedel, den Vergleich vor dem Hamburger Arbeitsgericht 
begrüßte und darauf hoffte, dass Verdi nun konstruktive 

Schritte im Sinne einer Einigung mache, unterstrich die 
Verdi-Verhandlungsführerin Maya Schwiegershausen-
Güth den Willen der Gewerkschaft, mit dem ZDS einen 
Kompromiss zu erreichen. »Streik ist immer das letzte Mittel, 
aber Lösungen werden am Verhandlungstisch vereinbart«, sagte 
sie. Jetzt sei es Zeit, an den Verhandlungstisch zurückzu-
kehren und die auferlegten drei Verhandlungsrunden für 
einen Abschluss zu nutzen.

Warum nach sieben vergeblichen Verhandlungsrun-
den mit dem ZDS jetzt ein akzeptables Verhandlungser-
gebnis zu erreichen sein würde – ohne Streik unter ge-
richtlich verordneter und durch Verdi akzeptierter 
Friedenspflicht – wird wohl das Geheimnis der Verdi-
Verhandlungsführerin bleiben.

20.07.2022  n
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Scholz angelastet. Hinzu kommt der Eindruck des Zau-
derers: Wenn Vorgängerin Merkel Politik auf Sicht fuhr, 
konnte man ihr in der Regel zugutehalten, dass die wei-
teren Aussichten zu unbestimmt schienen, als dass man 
mit »Basta« vorankäme. Bei Scholz hingegen wird der 
Eindruck erweckt, er habe Angst vor den Streitereien in-
nerhalb seiner Koalition, fürchte um ihren Zusammen-
halt, lasse einfach zu viel laufen. Diese Sicht der Bundes-
politik schlug sich in der Wahl negativ für die SPD nieder.

Gerade hinsichtlich der immer weiter zunehmenden 
wirtschaftlichen Nöte profitierte dann umgekehrt die 
CDU davon, dass sie immer noch als »die Wirtschafts-
partei« gilt, die am ehesten in der Lage sein soll, die Tal-
fahrt abzubremsen. Zugleich gehört Wüst – wie Daniel 
Günther in Schleswig-Holstein – zum Merkel-Flügel. Da 
gibt es wenig Ängste, es gebe mit Wüst alsbald einen ra-
dikalen Sozialabbau.

Dafür, dass von den Ampelparteien schließlich gera-
de die FDP so ganz besonders massiv unter die Räder ge-
riet, nur knapp an der Fünf-Prozent-Hürde vorbeischram-
mte, gibt es gleich drei Gründe: In Berlin taucht sie 
inzwischen fast ausschließlich dann auf, wenn sie so 
auftreten möchte wie in den Jahren zuvor. Sie tut also so, 
als ob sie mit der Regierung gar nichts zu tun hätte, son-
dern eigentlich noch parlamentarische Opposition wäre. 
Besonders seriös kommt sie damit bei ihren Mittelstands-
wähler:innen aber nicht rüber. Solche Leute hatten ja die 
FDP gewählt, damit da endlich mal einer den Daumen 
auf die immensen Staatsausgaben drauf hielte. Aber was 
passiert jetzt? Die geben immer noch mehr aus. Auch 
wenn es im Staatsinteresse derzeit als geboten hingestellt 
wird – für traditionelle FDP-Wähler:innen ist das nichts.

Ein weiterer Grund ist wahltaktischer Natur: Vor der 
Wahl hatte eben manches darauf hingedeutet, dass die 
CDU zwar ein bisschen hinzugewinnen würde, aber es 
für Rot-Grün für eine neue Regierung reichen könnte. 
Also gingen viele FDP-Wähler davon aus, es sei ihre Auf-
gabe, die CDU zu stärken. Am Ende waren es offensicht-
lich zu viele, die CDU statt FDP gewählt haben. Der dritte 
Grund liegt dann wirklich bei der FDP-NRW selbst. De-
ren zentrales Gesicht in der letzten Wahlperiode war nun 
mal die Schulministerin Yvonne Gebauer. Wenn irgend-
wo das Kürzel FDP auftauchte, dann in der Regel gleich 
auch sie. Sie gab sich jedoch als halbe Querdenkerin. Das 
allein stieß schon mal wiederum viele Mittelstandswäh-
ler ab, welche die Pandemie eben doch ernst nahmen. 
Quer runter ging ihr Auftreten dann aber auch noch ganz 
besonders vielen Eltern, da aus deren Sicht das perma-
nente Querschießen der Ministerin zu einem fortwäh-
renden Chaos an den Schulen gesorgt hatte. Und als sei 
die Lage für die FDP noch nicht schlimm genug, setzte 
Frau Gebauer immer noch einen drauf: Nicht mal ansatz-
weise war sie bereit, auf Kritik einzugehen. Mit einer 
Selbstherrlichkeit und Arroganz sondergleichen bügelte 
sie alles ab.

Deutlich zurück fielen allerdings auch fast alle derje-
nigen Parteien, die in den letzten Jahren immer eine Pro-

Da die Wahlbeteiligung so niedrig war – mit 55,5 Prozent 
ein historischer Tiefststand –, repräsentiert die nächste 
NRW-Landesregierung gerade mal ein Drittel der hie-
sigen Bevölkerung. Besonders niedrig war die Wahlbetei-
ligung dort, wo in den letzten Jahrzehnten stark deindus-
trialisiert worden ist (Beispiele Duisburg, Gelsenkirchen). 
Die Menschen dort haben also keine Hoffnung auf poli-
tische Veränderungen mehr. Hoch war die Beteiligung 
hingegen in Universitätsstädten oder den »besseren« 
Wohnvierteln, wo man sich offenbar als Individuum der 
bürgerlichen Gesellschaft noch wahrgenommen und gut 
aufgehoben fühlt.

Die Zahlen – Rückgänge bei fast allen Parteien

Politisch der entscheidende Wahlsieger ist Ministerprä-
sident Wüst. Prozentual hat die CDU bei den Zweitstim-
men von 35 auf 35,7 Prozent zugenommen. Noch wich-
tiger ist für ihn, dass er (falls nicht irgendetwas 
Unvorhergesehenes passiert) sein Amt behalten kann. 
Das hatten die Prognosen im Vorfeld nämlich noch an-
ders gesehen: Da war zwar auch ein Plus für die Union 
ausgewiesen worden. Aber noch besser hätte es eigent-
lich für Rot-Grün aussehen sollen.

In absoluten Zahlen hat die CDU allerdings verloren: 
Statt 2.796.283 im Jahre 2017 stimmten nun nur noch 
2.552.337 Wähler für sie, also etwa 250.000 weniger. So-
mit betrug der Rückgang bei den absoluten Zahlen für 
die CDU fast 8 Prozent. Perspektivisch wird sie darüber 
hinaus damit zu kämpfen haben, dass sie vor allem bei 
alten Leuten punkten konnte. Wüsts bisheriger Koaliti-
onspartner, die FDP, ist gnadenlos untergegangen und 
nur knapp in den Landtag wieder eingezogen. Sie ging 
von 12,6 Prozent auf 5,9 Prozent zurück. Für sie betrug 
der Rückgang sogar fast 60 Prozent. In absoluten Zahlen 
waren es statt 1.065.307 nur noch 418.448, also fast 
650.000 weniger.

Zugleich hat jedoch auch die SPD massiv verloren: 
von 31,2 auf 26,7 Prozent. Sie musste fast 750.000 ab-
schreiben – ein Rückgang von 2.649.205 auf 1.905.033 
Stimmen, darunter allein 300.000 an die Gruppe der 
Nichtwählenden. Auch für die SPD war das absolute Mi-
nus ein Schlag ins Kontor: Fast minus 30 Prozent 
schlugen da zu Buche. Das konnte dann auch nicht durch 
ein Plus der Grünen aufgefangen werden – allein 260.000 
Stimmen dieses Zugewinns kamen aus der bisherigen 
Wählerschaft der SPD. Der Anteil der Grünen stieg zwar 
enorm von 6,4 auf 18,2 Prozent. Aber für einen Regie-
rungswechsel zusammen mit der Sozialdemokratie 
reicht das nicht.

Gründe in Bundes- und Landespolitik

Für die SPD-Verluste ist eindeutig Berlin, die Ampel-Ko-
alition, verantwortlich. Die immer noch weiter zuneh-
mende Inflation und die Ängste hinsichtlich eines mög-
lichen Energie-Embargos werden in der Öffentlichkeit 

Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen: 
Zweiter Wahlsieg in Folge für Schwarz-Grün
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Somit zeichnet sich eine schwarz-grüne Koalition ab. 
Die Zeiten, wo das anders ausgesehen hätte, liegen ja in-
zwischen eine ganze Reihe von Jahren zurück. Da gibt es 
längst genügend Schnittmengen. Wenn das in Hessen, 
Baden-Württemberg und einer ganzen Reihe anderer 
Länder im Verbund mit Jamaika-Koalitionen klappt, wa-
rum nicht auch in Nordrhein-Westfalen? Das gilt beson-
ders auch deshalb, weil Wüst kein neoliberaler Hardliner 
wie Merz ist. Schwarz-Grün breitet sich also aus: Auch in 
Schleswig-Holstein sind die Zeichen schon kurz nach 
der dortigen Landtagswahl auf diese Koalition, also den 
Rausschmiss der dortigen FDP, gestellt worden.

Unabhängig davon ist das Wahlergebnis ein Signal 
dafür, dass ein sehr großer Teil der NRW-Bürger:innen 
eine Unterstützung der Ukraine gegen das Kreml-Regime 
will. Die Hoffnung aller Linksparteien, sie könnten Stim-
men für ihren Anti-Kriegs-Kurs gewinnen, haben offen-
sichtlich getrogen. Die 218 Wähler, die bei der DKP hin-
zukamen, ändern an diesem Eindruck keineswegs etwas.

Damit behaupten wir nicht, dass es ein eindeutiges 
Votum für die Kriegspolitik in der Bevölkerung in 
Deutschland gebe. Es gibt hierzulande immer noch eine 
Art von historisch begründetem Pazifismus aus den Er-
fahrungen der beiden von den Regimes des Kaiserreichs 
und des Hitlerfaschismus betriebenen und verlorenen 
Weltkriege. Diese Grundstimmung ist aber eine passive 
geblieben. Sie ist derzeit weit davon entfernt, Krieg und 
Kapitalismus im Zusammenhang zu sehen und eine poli-
tische Stoßrichtung zu entwickeln, die in der Lage ist, 
Kriegsursachen inhaltlich aufzuarbeiten und Protest in 
der Bevölkerung wirksam zu verankern.

Im Landtagswahlkampf haben daher die Parteien, die 
eindeutig für die Unterstützung der Ukraine getrommelt 
haben, am meisten Stimmen eingefahren – bei, wie ge-
sagt, schwacher Wahlbeteiligung. Dass ein großer Teil 
die Unterstützung der Ukraine will, wird aber auch von 
Umfragen gestützt. Die Wahl hat gezeigt, dass sich der-
zeit eben  keine Mehrheit gegen den Krieg organisieren 
lässt, sondern es ist umgekehrt so, dass gerade diejenigen 
Zulauf bekommen, die sich für eine Unterstützung Kiews 
einsetzen.

So kann sich das Lager, das in den letzten Wochen am 
deutlichsten für Selenskyi getrommelt hat (Union und 
Grüne), als Wahlsieger fühlen. Für die Union waren das 
zwar absolut etliche Stimmen weniger – aber bei allen 
zukünftigen parlamentarischen Entscheidungen in die-
ser Sache werden sie damit punkten, dass sie rein pro-
zentual sogar hinzugewonnen haben.

Der immens große Stimmenzuwachs für das Baer-
bock-Habeck-Lager ist eindeutig, nicht zuletzt weil sich 
damit der Trend aus Schleswig-Holstein bestätigt hat. 
Das hat nun wiederum für die Union den zusätzlichen 
positiven Aspekt: Allein mit der FDP wird eine Abwahl 
der Ampel-Koalition in Berlin schwierig. Zusammen mit 
den Grünen aber hätte man da schon eine realistischere 
Perspektive. Die politische Basis für die Ampel ist nun 
mal dünn. Das ist durch die »kleine Bundestagswahl« 
(traditionelle, aber dennoch nicht zutreffende Bezeich-
nung für die Landtagswahl im zwar flächenmäßig nur 
viertgrößten, einwohnermäßig aber größten Bundesland) 
noch mal deutlicher geworden.

26. Mai 2022  n

teststimmung zum Ausdruck gebracht hatten. Für die 
AfD waren es statt 626.756 nunmehr 388.893 Stimmen, 
also ein Minus von 38 Prozent bei den absoluten Zahlen.

Insgesamt hat sie am Ende allerdings immer noch 
deutlich mehr bekommen als die Linke.

Die Krise der Linken setzt sich fort

Die Wählerzahl der Partei Die Linke ging von 415.936  
auf 146.611 zurück, ein Minus von etwa 64,7 Prozent.  
Das Schicksal der Verluste teilte die Linkspartei mit  
der MLPD: Bei der ging es von 7.707 auf 3.346 zurück. 
Freuen durfte sich ein bisschen hingegen die DKP: Ihre 
Wählerzahl ging von 2.899 auf 3.117 hinauf. Die für  
diese Kleinstparteien abgegebenen Stimmen hätten der 
Partei Die Linke auch nicht über die Fünf-Prozent-Hürde 
geholfen.

Die Krise der Linken beschränkt sich nicht auf Nord-
rhein-Westfalen. Sie ist in breitem Zusammenhang zu 
sehen mit den bisherigen Landtagswahlen dieses Jahres 
und der letzten Bundestagswahl. Wir verweisen damit 
auf die Artikel in Arbeiterpolitik 1/2 2022, in denen wir 
uns mit dieser Situation auseinandergesetzt haben. Wir 
skizzierten dort die Entwicklung der Partei aus drei Be-
standteilen: der PDS im Osten, der WASG (Enttäuschte 
aus SPD und Grünen) im Westen sowie einer »Bewe-
gungslinken« mit überwiegend akademischem Hinter-
grund.

Wir folgerten daraus: »Einen Ausweg aus der momen-
tanen Krise könnte es nur geben, wenn von unten eine 
Bewegung entsteht, in der das ökonomische und soziale 
Interesse der Arbeitenden zum Ausdruck kommt und die 
auch Themen wie Klimaschutz, die Benachteiligung von 
Frauen und den Kampf gegen Rechts zum Inhalt hat. So 
könnten die innerparteilichen Konflikte zumindest abge-
mildert und die Orientierung an den Parlamenten über-
wunden werden.

Solange es aber diese Bewegung nicht gibt, haben 
auch Gruppierungen mit marxistischem Anspruch, die 
aus der Linkspartei eine kämpferische sozialistische Par-
tei machen wollen, einen schweren Stand. Sie können 
nicht im Namen eines kämpferischen Subjekts argumen-
tieren, da es das nicht gibt. Ihre Kritik an der parlamenta-
rischen Orientierung bleibt notwendig theoretisch und 
abstrakt. Wichtiger als ideologische Debatten um das 
richtige Programm ist die Unterstützung konkreter Ansät-
ze des Widerstands gegen die Durchsetzung von Kapital-
interessen. Dabei gilt es, hier Verbindungen zwischen den 
verschiedenen Aktionen herzustellen und die gemein-
same Gegnerschaft gegen die Logik des Kapitals heraus-
zuarbeiten.«

Wahlsieger Grüne –  
auf dem Weg zu Schwarz-Grün

Wiewohl also praktisch alle Parteien absolut verloren ha-
ben, galt das für eine bestimmte Partei gerade nicht. Bei 
den Grünen ging es von 539.062 auf 1.299.580 rauf. Sie 
wuchsen somit um etwa 140 Prozent. Unter anderem 
auch deshalb, weil es ihnen gelang, Nicht-Wähler hinzu-
gewinnen. Zudem lagen sie bei den Jungwähler:innen 
ganz weit vorn.
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er war kein »Einzeltäter«), die Darstellung der Hinter-
gründe, insbesondere des Rassismus in der Polizei, im 
weiteren Staatsapparat bis hin zur hessischen Landesre-
gierung, in der Gesellschaft (beispielhaft die Rolle des 
Vaters als »spiritus rector« der Anschauungen seines 
Sohnes).

Fragen nach den Umständen  
und den Konsequenzen

Die Initiative 19. Februar hat seinerzeit unverzüglich mit 
konkreten Maßnahmen begonnen, Gedenken, Aufklä-
rung, Konsequenzen wachzuhalten bzw. voranzutreiben, 
um hiermit nicht nur (aber auch) den Angehörigen Trost 
und einen Ort zur Verarbeitung des furchtbaren Gesche-
hens zu geben, sondern in der Gesellschaft einen wich-
tigen und nachhaltigen Beitrag zu antirassistischer Ar-
beit zu leisten. Dazu gehören die Anmietung eines 
Treffpunkts in der Nähe des Heumarkts (des ersten der 
beiden Tatorte), die Beteiligung an den Auseinanderset-
zungen um Orte des Gedenkens in der Stadt (ein Jahr 
lang war das Brüder-Grimm-Denkmal am zentralen 
Marktplatz mit Blumen, Kerzen, Bildern geschmückt, es 
gibt weitere Orte), Mahnwachen in Wiesbaden am Land-
tag (mit Unterstützung vieler Initiativen, auch Gewerk-
schaften), die Forderung der Anhörung der Hinterbliebe-
nen als Zeugen im Untersuchungsausschuss des Landtags, 
die Gründung der Bildungsinitiative Ferhat Unvar (einer 
der Getöteten, dessen Mutter Serpil Temiz-Unvar diese 
Initiative leitet), die ihren Sitz im DGB-Haus am Frei-
heitsplatz hat; sie erhielt 2021 den Aachener Friedens-
preis.

Zur kritischen Öffentlichkeitsarbeit der Angehörigen 
und der Initiative 19. Februar gehörte von Anfang an die 
Aufklärung der genauen Abläufe und ihrer Vorausset-
zungen vor Ort. Dazu wurden immer wieder Fragen ge-
stellt, die von der Polizei sowie dem zuständigen hes-
sischen Innenminister nichtssagend oder mit offen- 
sichtlichen Lügen und Vertuschungen beantwortet 
wurden. Die Initiative zog daraus den richtigen Schluss, 
dass sie öffentlichen Druck organisieren und darüber hi-
naus selbst die ausbleibende Ermittlungsarbeit von Poli-
zei und Politiker:innen übernehmen, d. h. etwa die Be-
schaffung notwendiger Expertise in die eigenen Hände 
nehmen muss.

Untersuchungsausschuss des Landtags

Im Untersuchungsausschuss UNA 20/2 des Landtags ka-
men in zunächst vier Sitzungen insgesamt elf Angehöri-
ge zu Wort. Sie konnten ihre Erlebnisse vortragen und 
auch ein erstes Gutachten von Forensic Architecture (s. 
u.) vorstellen. Aber was dann weiter geschah, wird von 

»Heute ist der 19. Februar (2022, d. Red.) in Hanau. Und 
die Erinnerung ist kein wenig verblasst. Es gab in den vie-
len Reden auf dem Marktplatz und auf den Friedhöfen in 
Hanau, Offenbach und Dietzenbach eine deutliche Bot-
schaft: Sonntagsreden und symbolische Gesten gibt es 
viele, aber reichen tun sie nicht. Die Angehörigen haben 
heute erneut deutlich gemacht, dass sich mit Schaufens-
terpolitik niemand abspeisen lässt. Es gab so viele An-
schläge, nach denen die Hinterbliebenen vergeblich da-
rauf warteten, dass die Politik ihnen Aufmerksamkeit 
schenkt, die Hinterbliebenen hört und Tatorte besucht. 
Das alles gehört in Hanau zwar mittlerweile zum Alltag 
und doch ist viel zu wenig geschehen. Wenn die Verant-
wortlichen glauben, dass sie dieses Mal mit ihren Besu-
chen darüber hinwegtäuschen können, dass sich nichts 
ändert, haben sie sich getäuscht.«

So schrieb die Initiative 19. Februar zum zweiten Jah-
restag der rassistischen Morde in Hanau (unsere Berichte 
in Arbeiterpolitik 1/2 2020, 3/2021, 3/2022). Angespro-
chen ist hier der charakteristische Widerspruch, der das 
offizielle (kommunale, staatliche) »Gedenken« durch-
zieht: Auf der einen Seite die »Sonntagsreden«, in denen 
von Anteilnahme, moralischer Unterstützung, Verurtei-
lung des Rassismus (der den Zusammenhalt der bürger-
lichen Gesellschaft belastet, den »sozialen Frieden«  
bedroht, der die Basis der kapitalistischen Vergesell- 
schaftung und Ausbeutung darstellt) die Rede ist; auf der 
anderen Seite im Gegenzug die hartnäckige Verweige-
rung substanzieller Konsequenzen in der Aufklärung der 
Verbrechen in ihren Einzelheiten, der Bestrafung von Be-
teiligten (der Mörder selbst hat sich ja umgebracht, aber 

n	 Korrespondenz : 
E ine Ausstellung in Fr ankfurt rekonstruiert die r ass i sti schen Morde in Hanau

»Erinnerung, Gerechtigkeit,  
Aufklärung und Konsequenzen«

Demonstration am 22. Februar 2020 in Hanau                                                       
Foto: Rainer Kunze/Fototeam Hessen e.V.
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der Initiative als »enttäuschend« bezeichnet: Seit Ende 
Januar 2022 ging es nur noch zäh voran, immer wieder 
fielen Termine aus. Es besteht der Eindruck, dass Abge-
ordnete, insbesondere von der CDU (die zusammen mit 
den Grünen die Regierung bildet), bewusst verzögern. 
Geladene Gutachter bekommen keine Akteneinsicht, ein 
angefertigtes 15-seitiges Gutachten von Professor Tho-
mas Feltes von der Ruhr-Universität Bochum durfte nicht 
vorgetragen werden.

Die Initiative schreibt: »Vorläufige Zwischenbilanz: 
Bislang bleibt der Ausschuss weit hinter den Erwartungen 
der Betroffenen und Unterstützer:innen zurück. Etwas 
Hoffnung bleibt, dass mit den Ladungen von verantwort-
lichen Polizist:innen und Politiker:innen in den kommen-
den Wochen und Monaten bezüglich der Waffenerlaub-
nisse des Täters, des Notrufversagens, des verschlossenen 
Notausgangs sowie zu den Abläufen in der Nacht am Tä-
terhaus doch noch einige weitere Puzzle-Steine zum Ver-
sagen der Behörden öffentlich werden.«

Forensic Architecture

Am 3. Juni 2022 eröffnete der Frankfurter Kunstverein in 
seinen Räumlichkeiten im »Steinernen Haus« am Römer-
berg eine Ausstellung von Forensic Architecture in Zu-
sammenarbeit mit der Initiative 19. Februar. Sie heißt 
»Three Doors« und soll bis zum 11. September zu sehen 
sein.1 Im Internet kann man sie hier sehen.

»Forensic Architecture ist eine 2011 gegründete Re-
chercheagentur unter Leitung von Eyal Weizman mit Sitz 
am Centre for Research Architecture, Goldsmiths, Uni-
versity of London. Im Jahr 2021 gründete Forensic Archi-
tecture gemeinsam mit der Organisation European Cen-
ter for Constitutional and Human Rights (ECCHR) ein 
Recherchezentrum namens Investigative Commons in 
Berlin« (Wikipedia). Es handelt sich hier um eine profes-
sionell arbeitende NGO (Nichtregierungsorganisation). 
Weizman ist ein israelischer Architekt, der der israe-
lischen Besatzungsmacht im Westjordanland kritisch ge-
genüber steht. Aus den Zuständen dort und im Zusam-
menhang seiner Berufstätigkeit entwickelte er die Idee, 
dass Architektur in ihrer jeweiligen Besonderheit zur 
Aufklärung von Verbrechen entscheidend beitragen 
kann.

So entkräftet Forensic Architecture in ihrem Gutach-
ten mit aufwendigen Versuchsanordnungen u. a. Aussa-
gen des Vaters, dass er in der Mordnacht die Rückkehr 
seines Sohnes ins Haus und die Schüsse, mit denen er 
seine Mutter und dann sich selbst tötete, nicht gehört 
habe. FA widerlegt Darstellungen der Polizei, sie habe 
das Haus des Täters unmittelbar nach den Morden über-
wacht und ebenfalls die Schüsse nicht gehört. Der Ablauf 
laut FA zeigt vielmehr, dass das Polizeiauto sehr lange 
weit von der Wohnung des Mörders entfernt parkte.

Die drei Türen stehen für einzelne Orte der Verbre-
chen und die Gebäude, in die sie führen: die erste für die 
Arena-Bar und ihren verschlossenen Notausgang, die 
zweite für das Haus des Täters und seiner Eltern. Die 
dritte Tür ist einem anderen Verbrechen gewidmet, dem 

1	 Im Internet kann man sie hier sehen: https://www.fkv.de/ausstel-
lung/three-doors-forensic-architecture-initiative-19-februarhanaui-
nitiative-ingedenken-anoury-jalloh/

Beiträge und Dokumente zur Diskussion: Der Auf-
stieg des Rechtspopulismus · Kampf gegen rechts 

– Aber wie?
Die politische Rechte in der Weimarer Republik 
und die Analysen der KPD-Opposition
Juli 2020 · 3,– Euro · Hrsg.: Gruppe Arbeiterpolitik

Mord an Oury Jalloh in einer Gewahrsamszelle der Poli-
zei in Dessau (2005), dessen Aufklärung schon lange die 
antirassistischen Aktivist:innen beschäftigt und von Po-
lizei und Justiz hartnäckig verweigert wird.

Oury Jalloh wurde am 7. Januar in der Polizeizelle bis 
zur Unkenntlichkeit verbrannt. Polizei und Staatsan-
waltschaft legten sich von Anfang an darauf fest, daß 
Oury Jalloh, an Händen und Füßen an eine (feuerfeste) 
Matratze gebunden, sich selbst verbrannt habe. Seit 2013 
führen Aktivist:innen eigene Recherchen und beauftra-
gen Gutachter:innen, um die Vorgänge aufzuklären, die 
Verantwortlichen zu identifizieren und vor Gericht zu 
bringen. Hieraus ergab sich die Zusammenarbeit mit Fo-
rensic Architecture.

Die Autoren der Ausstellung schreiben: »Jede Tür öff-
net eine neue Perspektive auf strukturellen Rassismus in 
deutschen Behörden, einschließlich fehlender Konse-
quenzen für Polizeiverfehlungen, die die Ausübung rassi-
stischer Gewalt ermöglicht haben, sowie Ermittlungen, 
die den Rechten der Opfer, Überlebenden und ihren Fami-
lien nicht gerecht wurden. Diese Phänomene werden der-
zeit nicht nur durch die Geschehnisse in Hanau und Des-
sau, sondern auch durch die Halle-Anschläge, den Fall 
Walter Lübcke und den sogenannten NSU 2.0 sichtbar 
und sind ein bundesweites Problem.«

HU, 12.6.2022  n
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»Das bereits 1951 in der Genfer Flüchtlingskonvention er-
wähnte Refoulementverbot (vom französischen  refou-
ler  –  zurückweisen) ist ein im Völkerrecht verankerter 
weltweit gültiger Grundsatz. Er untersagt es Staaten, Per-
sonen in Länder zurückzuführen, in denen ihnen Folter 
oder andere schwere Menschenrechtsverstöße drohen.« 
(Deutsche Welle: Wann sind Pushbacks an der EU-Au-
ßengrenze illegal? | Europa | DW | 07.10.2021) Die EU 
hat diese Bestimmung in der Richtlinie 2013/32/EU um-
gesetzt, in der es heißt: »Bedienstete, die als erste mit Per-
sonen in Kontakt kommen, die um internationalen Schutz 
nachsuchen, (…) sollten in der Lage sein, Drittstaatsange-
hörigen oder Staatenlosen, die sich im Hoheitsgebiet ein-
schließlich an der Grenze, in den Hoheitsgewässern oder 
in den Transitzonen der Mitgliedstaaten befinden und die 
internationalen Schutz beantragen, relevante Informati-
onen zukommen zu lassen, wo und wie sie förmlich An-
träge auf internationalen Schutz stellen können. Befinden 
sich diese Personen in den Hoheitsgewässern eines Mit-
gliedstaats, sollten sie an Land gebracht und ihre Anträge 
nach Maßgabe dieser Richtlinie geprüft werden.«

…und die Realität

Kommen also Geflüchtete z.B. übers Meer oder den 
Grenzfluss Evros auf griechisches Hoheitsgebiet, müssen 
sie einen Antrag stellen können, der dann von einer zu-
ständigen Stelle geprüft wird. Das wäre rechtsstaatlich 
und würde den EU-Werten entsprechen. Nun wird aber 
seit Jahren immer wieder berichtet, dass in griechischen 
Hoheitsgewässern sogenannte Pushbacks stattfinden, 
dass also Geflüchtete abgefangen und, ohne jede Mög-
lichkeit einen Antrag zu stellen, auf türkisches Hoheits-
gebiet zurückgeschoben werden (also »pushed back«). Es 
geht dabei nicht um wenige Einzelfälle, sondern um Tau-
sende. Achim Rollhäuser schätzt die Anzahl der Zurück-
geschobenen alleine für das Jahr 2020 auf etwa 10000.

»Ich verließ Iran 2017 in Richtung Türkei. Auf dem Weg 
nach Griechenland wurde ich sechsmal zurückgescho-
ben. Ich versuchte es über den Evros-Fluss und über das 
Meer, obwohl ich nicht schwimmen kann. Griechische Be-
amte nahmen mich fest, steckten mich in dreckige Zellen, 
packten uns in unbelüftete Frachtcontainer, es gab nichts 
zu essen, keine Toiletten. Sie schlugen mich, Kinder, eine 
schwangere Frau, zerstörten unsere Handys, nahmen uns 
Nahrung und Kleidung weg. Ich wurde mit Handschellen 
gefesselt, geschlagen, es wurde auf mich geschossen, ich 
wurde Tränengas ausgesetzt, gefoltert und fast umge-
bracht.«

Dies berichtete Parvin A., eine junge, im Iran von Re-
pression bedrohte Feministin, die es trotz allem schaffte 
2020 nach Deutschland zu kommen. Auf einer Veranstal-
tung am 10.5. im Regenbogenkino in Berlin zur Flücht-
lingspolitik in Griechenland war sie anwesend, zusam-
men mit dem in Athen lebenden Anwalt Achim 
Rollhäuser. Dieser hatte schon am 6.5. in Hamburg im 
Curiohaus zu den illegalen Zurückschiebungen (»Push-
backs«) berichtet.

Parvin A. war es gelungen ihr Handy zu verstecken 
und Fotos und Videos von der brutalen Behandlung an 
der griechischen Grenze zu machen. Wie aus ihrem Be-
richt hervorgeht, versuchen die griechischen Grenzbe-
amten, die maskiert auftreten, alle Beweise zu vernich-
ten. Umso wichtiger ist ihr Bildmaterial, mit dem sie 
Griechenland vor dem UN-Menschenrechtskomitee ver-
klagt.

Europäischer Wert: Rechtsstaatlichkeit…

Einer der zentralen Werte, die die EU vor sich herträgt 
und die sie zu verteidigen vorgibt, ist die Rechtsstaat-
lichkeit. So gilt zum Beispiel für die EU-Länder die Gen-
fer-Flüchtlingskonvention, nach der keine geflüchteten 
Personen an der Grenze zurückgewiesen werden dürfen: 

n	 Korrespondenz : Griechenl ands Flüchtlingspolitik –  Pushbacks , Folter , Mord

Wie die Europäische Union an ihrer Außengrenze  
ihre Werte verteidigt

Alle Karrikaturen von  Yorgis · Griechenlandsoli.com
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klar: Kommt nicht illegal nach Griechenland, versucht es 
nicht.‘ Die aktuelle Lage bezeichnete er als Bedrohung für 
sein Land und die gesamte EU. Der konservative Politiker 
empfing am Dienstag neben von der Leyen und [EU-Rats-
präsidenten] Michel auch den Präsidenten des Europa-
parlaments, David Sassoli, und den kroatischen Premier 
Andrej Plenkovic an der Grenze zur  Türkei.« (ebenda) 
Diese PolitikerInnen, die in ihren Sonntagsreden die Ver-
teidigung der europäischen Werte hochhalten, wissen 
also genau Bescheid, was an der EU-Außengrenze vor 
sich geht.

Wenn Mitsotakis sagt, die Geflüchteten sollen nicht 
illegal nach Griechenland kommen, unterstellt er, es 
gebe eine legale Möglichkeit einzureisen und Asyl zu be-
antragen. Aber das wird durch die Pushbacks gerade ver-
hindert. Wie Parvin A. in Berlin sagte: »Wir würden ger-
ne durch die Tür gehen. Aber die Tür ist versperrt. So 
müssen wir versuchen durch das Fenster einzusteigen.«

Während sie schon seit drei Jahren auf die Anerken-
nung als Asylbewerberin wartet, sieht sie, wie die ge-
flüchteten Menschen aus der Ukraine nicht nur »durch 
die Tür« gehen, sondern auch sofort als Geflüchtete aner-
kannt werden, Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis be-
kommen usw. Nicht, dass sie das falsch fände, im Gegen-
teil, so müssten auch die anderen Geflüchteten behandelt 
und nicht als Flüchtlinge zweiter Klasse eingestuft wer-
den.
Der Videomitschnitt der Veranstaltung am zehnten Mai 
im Regenbogenkino ist abrufbar unter:
Die Stimme einer Geflüchteten | griechenlandsolidarität
»Spiegel«-Bericht über Pushbacks: Pushbacks in Grie-
chenland, Kroatien, Polen: Europas Sozialdemokraten for-
dern Vertragsverletzungsverfahren – DER SPIEGEL

7. Juni 2022  n

Die griechische Regierung leugnet das beharrlich und 
behauptet, das sei alles türkische Propaganda. Um die 
Beobachtung und Dokumentation dieser illegalen Akti-
onen zu verhindern oder stark zu erschweren, erließ das 
griechische Parlament im September 2021 ein Gesetz, 
das NGOs, die Geflüchteten auf See helfen wollen, krimi-
nalisiert. »Die Menschenrechtskommissarin des Europa-
rats Dunja Mijatović kritisierte, damit würden ‚die lebens-
rettende Tätigkeit von NGOs und deren Fähigkeit, die 
Einhaltung der Menschenrechte in der Ägäis zu überwa-
chen, einschneidend behindert‘«. (Blogbeitrag: »Die 
kurzen Beine des Kyriakos Mitsotakis« aus monde-diplo-
matique.de)

Um so wichtiger ist, dass die Iranerin Parvin nicht 
nur davon berichten konnte, dass sie insgesamt sechsmal 
in die Türkei zurückgeschoben wurde, sondern auch Bil-
der zeigen konnte, die sie heimlich mit ihrem Handy auf-
genommen hatte.

Wie Achim Rollhäuser berichtete, ist eine übliche 
Praxis, dass die griechische Küstenwache Flüchtlings-
boote auf hoher See aufbringt, die Menschen auf Flöße 
setzt, sodass diese mit einer entsprechenden Meeresströ-
mung zur türkischen Küste zurückgetrieben werden. Bei 
diesen Aktionen kentern auch Boote oder Flöße und 
Menschen ertrinken. Achim Rollhäuser nannte das 
Mord, weil solche Unfälle bewusst in Kauf genommen 
werden, obwohl man weiß, dass viele Geflüchtete nicht 
schwimmen können.

Parvin A. erzählte auch, dass sie unter den Beamten 
auch nicht griechisch sprechende Personen wahrgenom-
men habe, sie nimmt an, dass das EU-Beamte aus ande-
ren Ländern waren. Dass die EU Bescheid weiß, belegt 
spätestens der Rücktritt von Fabrice Leggeri, dem Chef 
der EU-Grenzschutzagentur Frontex, im April dieses Jah-
res. Er konnte nicht mehr leugnen, dass er von den Push-
backs wusste und sie zu vertuschen versuchte. »Seine 
Beamten halfen bei den Pushbacks, so zeigten es die Re-
cherchen von SPIEGEL und Lighthouse Reports, sie or-
teten und stoppten die Flüchtlingsboote, den Rest über-
ließen sie den griechischen Beamten.« (Frontex-Chef 
Leggeri tritt zurück – DER SPIEGEL)

Sie nahm noch eine weitere Gruppe nicht griechisch 
sprechender Menschen wahr, die sie »Sklaven« nannte: 
Geflüchtete, die von den griechischen Grenzbeamten re-
krutiert werden, um mit ihnen zusammen die Drecksar-
beit zu erledigen, d.h. andere Geflüchtete festzunehmen, 
zu misshandeln usw. Als Gegenleistung wird ihnen ver-
sprochen, dass sie nach drei Monaten einen Asylantrag 
stellen dürfen. Welch menschenverachtender Zynismus!

Griechenland setzte 2020 praktisch die Genfer Kon-
vention außer Kraft, indem es erklärte, keine Flüchtlinge 
aufzunehmen. Dazu erklärte die EU-Kommissionspräsi-
dentin von der Leyen, vor Ort auf Griechenlandbesuch: 
»‘Diese Grenze ist nicht nur eine griechische Grenze, es ist 
auch eine europäische Grenze‘. Sie dankte dem Land da-
für, in diesen Zeiten der ‚europäische Schild‘ zu sein.«[EU 
– EU-Spitze dankt Griechenland: »Europäischer Schild« 
– Politik – SZ.de (sueddeutsche.de)] 

Und von der Leyen ist nicht die einzige: »Der grie-
chische Ministerpräsident Kyriakos Mitsotakis machte 
klar, dass sein Land an der bisherigen harten Linie gegen 
Migranten festhalten werde. ‚(…)unsere Nachricht ist 
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Die Auseinanderset-
zung mit ihrer Ver-
gangenheit führte 
sie in diversen Brie-
fen aus dem Gefäng-

nis, die zu einem Buch zusammengefasst wurden und in 
einer Autobiografie, die kurz nach ihrer Entlassung aus 
der Haft 1997 veröffentlicht wurde2. Über beide Bücher 
erschien in der Arbeiterpolitik eine ausführliche Rezen-
sion3.

Antiimperialismus und Antifaschismus

Zwei grundsätzliche Überzeugungen bestimmten Inge 
Vietts politisches Denken von Anfang an. Zum einen der 
Antiimperialismus. Sie lehnte den Krieg der USA gegen 
Vietnam kompromisslos ab wie auch alle anderen ökono-
mischen wie politischen Interventionen der westlichen 
Mächte in Ländern der sog, Dritten Welt. Sie zog daraus 
die Schlussfolgerung, die Widerstandsorganisationen 
und die Befreiungsbewegungen in diesen Ländern aktiv 
zu unterstützen.

Zum anderen der Antifaschismus. Für Inge Vietts po-
litisches Selbstverständnis war die Erkenntnis prägend, 
dass ein großer Teil der Eliten der Bundesrepublik bereits 
im Faschismus Positionen innehatte. Besonders im 
Staatsapparat und in den Sicherheitsorganen war diese 
Kontinuität offensichtlich. Sie bestimmte die Ausrich-
tung der Politik der westdeutschen Nachkriegsgesell-
schaft. Von einem radikalen Neuanfang nach 1945 konn-
te also nicht die Rede sein.

Diese Eliten prägten in einem hohen Maß ihre Nach-
folger im Staatsapparat. Beispielhaft ließ sich dies an 
Kurt Rebmann aufzeigen, der von Juli 1977 bis Mai 1990 
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof war. Reb-
mann hatte aufgrund seiner Jugend keine Funktionen im 
NS-Staat übernehmen können, war aber durch die Erzie-
hung in der Schule, seine frühe Mitgliedschaft in der 
Hitlerjugend und seine Zugehörigkeit zur Wehrmacht ge-
prägt4. Er sah kein Problem darin, dass Ex-Nazis im 
Staatsapparat der Bundesrepublik Funktionen übernom-
men hatten. Sie hätten lediglich die damals geltenden 
Gesetze angewendet und machten dies auch in der Bun-
desrepublik so. Auch er teilte diese ‚positivistische‘ 
Rechtsauffassung. Deshalb sah er für sich auch kein Pro-
blem darin, zum Ankläger derjenigen zu werden, die die 
personelle Kontinuität der Eliten wie die teilweise Über-
nahme von faschistischen Rechtspositionen in die Bun-

gegenüber wurden schließlich fallen gelassen. Inge Viett bedauerte später ihre 
Einlassung. Das Gericht wendete gegen das Votum der Staatsanwaltschaft 
wegen ihrer Äußerungen die Kronzeugenregelung ‚bedingt‘ auf sie an und 
milderte die sonst zu erwartende Strafe.

2	 Inge Viett, Einsprüche!, Hamburg 1966; Inge Viett, Nie war ich furchtloser. 
Autobiographie, Hamburg 1991; Vgl. auch einige jüngere Texte von ihr zu den 
angesprochenen Themen in: Inge Viett – ¡Presente!, Zürich 2022

3	 Vgl. Arpo 1’97, S. 28f.
4	 Im März 1942 hatte er als Student einen Aufnahmeantrag in die NSDAP 

gestellt und war im September des Jahres aufgenommen worden. Rebmann 
hatte seine Mitgliedschaft im Nachkriegsdeutschland bei seinen Bewerbungen 
um einen Posten im Staatsdienst verschwiegen. Michael Sontheimer, Buback 
und Rebmann mit NS-Vergangenheit, Cicero 9.1.13

Am 9. Mai 2022 ist im Alter von 78 Jahren Inge Viett ge-
storben. Im Rahmen einer Gedenkfeier nahmen poli-
tische Wegbegleiter:innen in Berlin von ihr Abschied. 
Die Redebeiträge und die zwischen ihnen gezeigten 
Filmsequenzen aus ihrem Leben spiegelten die Vielfäl-
tigkeit ihres Denkens und ihrer politischen Aktivitäten 
wider.

Über ihre frühen Lebenserfahrungen, den Prozess ih-
rer Politisierung, ihre Motive, den bewaffneten Kampf 
aufzunehmen und die internen Diskussionen in der Be-
wegung 2. Juni und der RAF, denen sie angehörte, kön-
nen andere mehr sagen als wir.

Aufgabe des bewaffneten Kampfes

Mit dem bewaffneten Kampf brach Inge Viett zusammen 
mit anderen im Jahre 1982. Sie begründete ihre Entschei-
dung damit, dass dieser Weg in eine Sackgasse geraten 
sei.

Die Arbeiterklasse habe sich entgegen den früheren 
Erwartungen nicht zum revolutionären Subjekt entwi-
ckelt, so dass der Kampf im Untergrund ohne Bezug zur 
Realität geblieben sei. Auch entstand keine politische Or-
ganisation, die dem bewaffneten Kampf eine strategische 
Orientierung hätte geben können. Große Teile der linken 
Kräfte waren Anfang der 80er Jahre nicht mehr bereit, sie 
zu unterstützen.

Auch der immer perfektionierter agierende Repressi-
onsapparat setzte ihnen Schranken. Sie konzentrierten 
sich immer mehr auf die eigenen politischen Gefangenen 
und vernachlässigten andere politische Aktivitäten.

Da Inge Viett nach ihrer Entscheidung, den bewaff-
neten Kampf aufzugeben, nicht mit einem fairen Prozess 
in der Bundesrepublik rechnen konnte und ein Leben in 
der Illegalität ohne Infrastruktur und Einkommen kaum 
möglich gewesen wäre, entschloss sie sich, mit anderen 
in die DDR überzusiedeln. Dort lebte sie ein fast ‚norma-
les’ Leben, im Kreise von werktätigen Kolleg:innen.

Als die SED und die Staatsführung der DDR nicht 
mehr bereit waren, den Sozialismus zu verteidigen,  
gerieten die Sicherheitsorgane der DDR unter Druck  
der ostdeutschen bürgerlichen Opposition wie der Poli-
tiker:innen der BRD und der westdeutschen Medien. 
Inge Viett verlor ihren Schutz und wurde verhaftet.

Bezeichnend für sie war, dass sie im Gegensatz zu 
den anderen Aussteigern in die DDR die von der Staats-
anwaltschaft angebotene Kronzeugenregelung nicht in 
Anspruch nahm. Sie wollte frühere Mitstreiter:innen 
nicht denunzieren. Eine Kooperation mit der bundesre-
publikanischen Justiz hätte für sie außerdem bedeutet, 
dass sie deren Geschichtsinterpretation dauerhaft über-
nehmen musste. Die Verweigerung der Zusammenarbeit 
mit den Justizbehörden brachte ihr zwölf Jahre Haft ein, 
deutlich mehr als den anderen in gleicher Sache Ange-
klagten1

1	 In ihrem Prozess bestätigte sie allerdings Aussagen von MfS-Mitarbeitern 
zu den Umständen ihres Aufenthaltes in der DDR. Diese Aussagen brachten 
ihren Betreuern eine Anklage wegen Unterstützung einer terroristischen 
Vereinigung ein und eine halbjährige Untersuchungshaft. Die Vorwürfe ihnen 

Abschied von Inge Viett
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Diese Einschätzung verteidigte Inge Viett nach ihrer 
Entlassung aus der Haft 1997. Sie wahrte die Kontakte zu 
den traditionellen Organisationen der Arbeiterbewegung, 
wurde dort gleichwohl nie Mitglied. Mit ihnen verband 
sie die Auffassung, dass die Bundesrepublik nach dem 
Anschluss der DDR eine Klassengesellschaft geblieben 
war, die auf Dauer den abhängig Beschäftigten allenfalls 
das Überleben ermöglichte. Den Ausweg konnte nach ih-
rer Auffassung nur eine klassenkämpferische Politik auf-
zeigen, die an den Bedürfnissen der abhängig Beschäf-
tigten ansetzte.

Kommunismus als Ziel

Inge Viett verstand sich als kommunistische Basisaktivi-
stin. Sie setzte sich für einen klassenkämpferischen 
Block auf den jährlichen Mai Demonstrationen des DGB 
in Berlin ein, unterstützte zugleich auch die Aufrufe zu 
den am gleichen Tag stattfindenden Protestaktionen zum 
revolutionären 1. Mai.

Obwohl Inge Viett klare Positionen in vielen poli-
tischen Themen besaß, gestand sie sich immer wieder 
ein, dass ihr Wissen in vielen Fragen noch mangelhaft 
war. Antworten suchte sie mit anderen in solidarischer 
Atmosphäre zu finden. Ihr waren unverbindliche Allge-
meinplätze oder dogmatischen Sichtweisen fremd. So 
nahm sie Mitte der 2000er Jahre an Schulungen teil, die 
von der Gruppe Arbeiterpolitik mitorganisiert wurden. 
Es ging um Thalheimers Vorlesungen zur Dialektik, um 
die Geschichte der Bundesrepublik im Unterschied zu 
der der DDR und um die Einschätzung, inwieweit die 
bundesrepublikanische Gesellschaft immer noch durch 
den Faschismus geprägt war.

Auch wenn sich daraus keine dauerhaft stabilen Be-
ziehungen ergaben, blieb sie dem gemeinsamen Ziel ver-
bunden, eine klassenlose Gesellschaft zu schaffen.

H.B., 06.07.2022  n

desrepublik kritisierten5 und sich deshalb von solchen 
Richtern nicht verurteilen lassen wollten.

Verhältnis zur DDR

Zu diesen beiden grundlegenden politischen Überzeu-
gungen von Inge Viett kam später noch eine dritte hinzu. 
Ihre Haltung zur DDR. Als sich nach dem Anschluss der 
DDR an die BRD viele Linke von ihren früheren Positi-
onen zur DDR distanzierten, versuchte sie ein differen-
ziertes Bild von dem Land zu zeichnen.

Sie sah aufgrund ihrer Erfahrungen die DDR als sozi-
alistischen Staat, da er Unternehmen und Banken weit-
gehend verstaatlicht und das Grundeigentum überwie-
gend sozialisiert hatte. Da aber die DDR nicht als Ergebnis 
eines revolutionären Prozesses entstanden war, sondern 
das Produkt der geopolitischen Sicherheitsinteressen der 
sowjetischen Besatzungsmacht bildete, konnte sich das 
Potential, das in ihr steckte, nicht entfalten. Inge Viett 
bezeichnete die DDR als Übergangsgesellschaft, nicht als 
vollendetes sozialistisches Gemeinwesen.

Die Arbeiter:innen hatten eine Vielzahl von Vorteilen 
durch die gesellschaftlichen Verhältnisse. Die Arbeitslo-
sigkeit war abgeschafft, eine bescheidene Wohnung für 
jeden war gesichert, die Versorgung mit Lebensmitteln 
zwar nicht sonderlich abwechslungsreich, aber weitge-
hend stabil, die Ausbildung wie gesundheitliche Leis-
tungen kostenfrei und die Teilnahme an kulturellen Ver-
anstaltungen für jeden prinzipiell möglich. Die Kon- 
kurrenz unter den Beschäftigten war im Alltag gegenüber 
der in der Bundesrepublik stark reduziert. Aber sie konn-
ten in offener Diskussion kaum eigene Vorstellungen 
über die Weiterentwicklung der DDR entwickeln. Solida-
rische Verhaltensweisen kamen so über kollegiale Bezie-
hungen nicht hinaus und wurden gesellschaftlich nur 
im privaten Bereich gelebt.

5	 	 Vgl. Arpo 4’97; 46ff.
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den Betriebsversamm-
lungen wurde darüber 
diskutiert. Mit dem 
Direktorium wurde 
vereinbart, dass die 
Beschäftigten am 
Sternmarsch des DGB 
nach Bonn teilnehmen 
konnten, sofern dem 
keine betrieblichen 
Belange entgegenstan-
den. Rund 300 Kolle-
ginnen und Kollegen 

der Hütte nahmen teil, marschierten hinter den roten 
Fahnen einer Falkengruppe, während in anderen Betrie-
ben Deutschlands die Kollegen nicht einmal informiert 
wurden. Mit Worten stand die IGM gegen die Gesetze, 
doch nicht mit Taten. Die sozialdemokratisch bestimmten 
IGM-Ortverwaltungen verhinderten das. Kurz nach Ver-
abschiedung der Notstandsgesetze wurde Bonno von 
Klöckner mit der Begründung fristlos entlassen, er habe 
die Belegschaft aufgefordert, den Arbeitsplatz vorzeitig 
zu verlassen, egal ob sie teilnehmen würden oder nicht. 
Der Betriebsrat widersprach der Kündigung mit der Be-
gründung, dass er zuvor nicht gehört worden war. Doch 
nicht der BR informierte die Belegschaft. Dazu war Bon-
no selber gezwungen: Zusammen mit zwei jungen AR-
PO-Genossen, die ihn aufsuchten, verfasste er eine Infor-
mation an die Klöckner-Kollegen »Kollegen der Hütte«, 
die im Betrieb verteilt wurde.

Bonno klagte mit IGM-Rechtsschutz und bekam vor 
dem Arbeitsgericht und dem Landesarbeitsgericht auch 
Recht. Doch die Firma weigerte sich, ihn wieder einzu-
stellen, die treibende Kraft der linken Opposition sollte 
aus dem Betrieb ferngehalten werden. Das war auch ganz 
im Sinne der SPD, des Arbeitsdirektors, der IGM-Ortsver-
waltung und der sozialdemokratischen BR-Mehrheit. Im 
Gegensatz dazu standen die Bremer Jusos zu Bonno. Sie 
unterstützten ihn mit einem eigenen Flugblatt:

Am 12. Juni 2022 ist Bonno Schütter im Alter von 91 Jah-
ren gestorben. In Nienburg von Henry Ritzer an die ARPO 
herangeführt, mit dem Niedersachsenchef der IGM Otto 
Brenner bekannt und kurze Zeit in Salzgitter bei dem 
dortigen BR-Vorsitzenden Erich Söchtig und bei Walde-
mar Bolze (beide Gruppe Arbeiterpolitik), fing er 1959 in 
der Neubauabteilung der Klöcknerhütte Bremen an.

In Kontakt mit der Bremer Gruppe Arbeiterpolitik 
führte Bonno Jugendliche der Unabhängigen Politischen 
Jugend UPJ, z. T. Borgward-Lehrlinge, in den Marxismus 
ein. Schon bald war er im Betriebsrat (BR) der Hütte. Die 
Arbeit des BR war gekennzeichnet durch die Auseinan-
dersetzung zwischen sozialdemokratischen und kom-
munistischen Kollegen. KPD-Anhänger und Sozialdemo-
kraten rangen hier um die Führung. Besonders ein Teil 
der sozialdemokratischen Betriebsräte legte großen Wert 
auf die Sozialpartnerschaft, also die Vermittlung zwi-
schen Belegschaftsinteressen und Unternehmerinteres-
sen, letztlich eine Unterordnung. Gesteuert wurden die 
SPD-Kollegen, die immer wieder Kompromisse zwischen 
Direktorium und Belegschaft suchten, vom Bremer SPD-
Vorstand. 1966 gewannen die Sozialdemokraten die 
Mehrheit im BR. Als Vertreter der Angestellten wurde 
Bonno im BR zum 2. Vorsitzenden gewählt.

Bonno lehnte die Sozialpartnerschaft konsequent ab 
und machte den erlebten Interessengegensatz zwischen 
der lohnabhängigen Belegschaft und dem Unternehmer 
vor der Belegschaft deutlich. Er sah seine Aufgabe darin, 
sich ohne Rücksicht auf das Direktorium, vertreten 
durch den Arbeitsdirektor Düßmann, ehemaliger IGM-
Funktionär, für die Beschäftigten auf der Hütte einzuset-
zen. Den Repräsentanten der KP im BR, Max Müller, lud 
er zur Versammlung der Bremer ARPO ein.

Ermuntert durch den verbreiteten Jugendprotest be-
ließ Bonno es nicht dabei, betriebliche Konflikte auszu-
tragen. In Bremen bot ihm die Erhöhung der Straßen-
bahnpreise im Januar 1968 dazu Gelegenheit. Da diese 
Erhöhung nicht nur Schüler traf, sondern auch rund 1000 
Beschäftigte der Hütte, die z. B. im Stadtteil Neue Vahr 
wohnten, solidarisierte sich der BR auf Bonnos Betreiben 
mit den Schülern. Bonno sprach auf dem Domshof zu ca. 
10.000 Demonstranten und griff die Verfilzung zwischen 
Gewerkschaftsspitzen, SPD-Führung und Aufsichtsrats-
funktionen an. Die Drohung des Bremer DGB-Vorsitzen-
den und Vorsitzenden der Bremer SPD-Fraktion, Richard 
Boljahn, er werde die Hafenarbeiter holen, um hier auf-
zuräumen, schätzte Bonno als Bluff ein. Zu dieser Dro-
hung kam das Antreiben der Polizei durch ihren Präsi-
denten von Bock und Polach: »Draufhauen! Draufhauen! 
Nachsetzen!«. Die persönliche Betroffenheit von Klöck-
ner-Kollegen ermöglichte es ihm, den Schülern auf dem 
Domshof die Solidarität der Stahlarbeiter zu erklären, 
die ihnen beistehen würden. Das brachte Bonno Vertrau-
en der Gymnasiasten ein.

Im Mai 1968 schaltete sich der Betriebsrat in die  
Auseinandersetzung um die Notstandsgesetze ein: Auf  

Bonno Schütter †

Sein Wirken in Bremen
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zahlte daraufhin keine Aufwandsentschädigung. Die 
Wahl gewonnen, trat der neue BR mit der Forderung nach 
Erhöhung der übertariflichen Zahlungen an das Direkto-
rium heran, denn die Geschäfte florierten. Doch die Un-
ternehmerseite versuchte, mit einer Verschleppungstak-
tik die Verhandlungen zu hintertreiben. Der BR griff die 
Unternehmerseite deshalb scharf an.

Auf der Bremer Hütte war die reglementierte Betriebs-
ratsmehrheit inzwischen darangegangen, ein Netz ak-
tiver Kollegen aus den einzelnen Werksteilen aufzubau-
en, auf das sich die neue betriebliche Arbeit stützen 
konnte; denn der noch sozialdemokratisch dominierte 
Vertrauenskörper taugte nicht dazu.

Die spontane Arbeitsniederlegung zur Durchsetzung 
einer außertariflichen Zulage am 2. September 1969 sen-
dete ein Signal aus der Westfalenhütte Hoesch, das nicht 
nur in NRW, sondern auch bei Klöckner in Bremen an-
kam. Bonno sagte den Kollegen, dass die Entscheidung 
für einen Kampf ganz in ihren Händen liege, es keine Un-
terstützung gäbe. Am 5. September legte die Nachtschicht 
im Warmwalzwerk die Arbeit nieder, danach die Beleg-
schaft des Kaltwalzwerkes (KW). Wie im kleinen Kreis 
mit Bonno vorbereitet, zog vom KW ein Demonstrations-
zug, dem sich viele andere Kollegen anschlossen, zum 
Verwaltungsgebäude und verlangte lautstark 70 Pfennig 
pro Stunde, um die Verhandlungen des BR zu unterstüt-
zen. Die Produktion kam zum Erliegen. Mit dieser Forde-
rung sollte die gleiche Bezahlung wie in den anderen 
Stahlwerken an der Ruhr und im Konzern erreicht wer-
den. 

Den Kollegen gegenüber sagte die neue Betriebsrats-
mehrheit: Wir machen keine Stellvertreterpolitik; wenn 
ihr die 70 Pfennig haben wollte, dann müsst ihr sie euch 
selber holen. Bonno wusste: So etwas kann nicht ange-
ordnet werden, es muss mit den Kollegen besprochen 
werden; denn sie müssen allesamt auch ihren Kopf dafür 
einsetzen. Das bedeutete, dass die Produktionsanlagen 
besetzt wurden, dass in allen entscheidenden Bereichen 
eine Notversorgung vorgenommen werden musste. Nur 
Meister, die mit den Streikenden sympathisierten, wur-
den ins Werk gelassen. Ihr Wissen wurde gebraucht. So 
wurde die notwendige Wasser- und Stromversorgung or-
ganisiert. Bei diesem Vorgehen wurde der Mischer am 
Blas-Stahlwerk zum Faustpfand. Je mehr sich die Sache 
zuspitzte, entwickelte sich so etwas wie ein Bewusstsein 
bei den Arbeitern: Wir sind die Herren. Und die Polizei 
weigerte sich, dem Wunsch der Direktion nachzukom-
men, im Betrieb einzugreifen.

Damit deutlich sichtbar werden könne, dass die IGM 
hinter der Belegschaftsforderung steht, schlug Bonno der 
Bremer IGM ein gemeinsames Gespräch mit ihm und drei 
weiteren Kollegen vor. Doch die IGM lehnte ab. Während 
das Ansehen der IGM durch ihre Angriffe auf die Strei-
kenden sank, stellte die BR-Mehrheit die Notwendigkeit 
einer Gewerkschaft heraus.

Die Aufmerksamkeit, die der Streik im ganzen Lande 
hervorrief, stellte die Betriebsratsspitze um Bonno und 
seinen Stellvertreter Heinz Röpke vor wachsende Aufga-
ben. Bundeskanzler Kiesinger und Willy Brandt politi-
sierten den Streik, indem sie die Streikenden und beson-
ders ihre Führung angriffen. Die IGM schloss nun 
innerhalb eines Tages ein Abkommen über 11 % ab und 

Im Sommer 1968 vereinbarte die IGM eine Gehaltser-
höhung von 6,5 % und eine Zulage von 0,8 % für 18 Mo-
nate. Die große Mehrheit der Kollegen hatte für einen 
Kampf für die 10 %-Forderung der IGM gestimmt. Doch 
dann stimmte die Belegschaft letztlich zu. Verteidigten 
die Sozialdemokraten im BR den Abschluss, so kritisier-
ten Bonno und die BR-Opposition, dass die Kampfbereit-
schaft der Belegschaft nicht genutzt worden war.

Der Gegensatz im BR spitzte sich dann zur Betriebs-
ratswahl 1969 zu. Gestützt auf die (vom Gericht als un-
wirksam erklärte) fristlose Kündigung Bonnos ließ der 
sozialdemokratisch dominierte BR ihn nicht mehr an 
den Sitzungen teilnehmen; denn sie wollten den Kopf der 
Opposition loswerden. Die Informierung der Belegschaft 
über bisher nicht bekannte Sonderzahlungen des Vor-
standes an den sozialdemokratischen BR-Vorsitzenden 
Prott brachte allerdings die BR-Mehrheit in erhebliche 
Schwierigkeiten.

In der Vorbereitung der Betriebsratswahl 1969 lehnte 
die sozialdemokratische Mehrheit im Vertrauenskörper 
eine alphabetische Reihenfolge der Kandidaten auf einer 
gemeinsamen Liste ab. Sie wollte ihre bisherige Domi-
nanz auch bei dieser Wahl durchsetzen. Um die Ent-
scheidung in die Hände der Belegschaft zu legen, stellten 
die Kollegen um Bonno eine 2. IG-Metall-Liste auf, für 
die in kürzester Zeit 800 Unterschriften gesammelt wur-
den. Der BR-Vorsitzende und die Ortsverwaltung bedien-
ten sich des Antikommunismus, um die oppositionelle 
Liste zu diskreditieren und der IGM-Vorstand billigte das 
Vorgehen der örtlichen Funktionäre. Gegen alle, die auf 
einer gegnerischen Liste kandidierten (es gab auch eine 3. 
Liste), wurde ein Verfahren wegen gewerkschaftsschädi-
gendem Verhalten eingeleitet. Der sozialdemokratischen 
Polemik stellte Bonnos Liste unter dem Motto »Schluss 
mit der Schonzeit für das Direktorium« ein umfassendes 
betriebliches Arbeitsprogramm entgegen, dazu gehörten: 
Sicherung aller Arbeitsplätze, ständiger Kontakt der Be-
triebsräte mit der Belegschaft, keine Sonderprivilegien 
für freigestellte Betriebsräte, und die Betonung darauf, 
dass zur Verwirklichung die aktive Mitarbeit der gesam-
ten Belegschaft notwendig sei.

Im Mai 1969 gewann dann die Liste um Bonno und 
Max Müller die absolute Mehrheit der Stimmen und da-
mit 16 der 29 Betriebsratsmandate. Bei fast zwei Drittel 
der Mitglieder der Liste ruhten nun die gewerkschaft-
lichen Rechte. Der Bremer Bevollmächtigte der IGM er-
klärte öffentlich, mit Bonno Schütter nicht mehr zusam-
menarbeiten zu können und versuchte, Mitglieder der 
oppositionellen Liste für sich zu gewinnen. Strothmann 
von der Gewerkschaftszentrale IGM-Zentrale forderte 
Bonnos Ausschluss. Doch da Bonno auf der konstituie-
renden Sitzung des BR in Abwesenheit – er hatte Be-
triebsverbot – mit 19 gegen 10 Stimmen zum Vorsitzen-
den gewählt wurde, konnte sich die IGM dann doch nicht 
gänzlich der Mitarbeit verweigern. Konnte auch auf der 
Hütte die Mehrheit der Stimmen im BR erreicht werden, 
so wandte sich Bonno doch dagegen, in der 2. Liste ein 
Allheilmittel zu sehen – wenn zudem nicht die besonde-
ren Voraussetzungen beachtet werden.

Auf der nächsten Betriebsversammlung in der Stadt-
mitte sprachen sich dann rund 1000 Kollegen für Bonnos 
Teilnahme an der Versammlung aus. Das Unternehmen 
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tivität und gesellschaftlichen Fortschritt aus. Bonno war 
aktiv daran beteiligt, Aktive aus diversen Bremer Metall-
betrieben zu einer Betrieblich-Alternativen Liste (BAL) 
zusammenzufassen, um an der Bremer Bürgerschafts-
wahl teilzunehmen – was kläglich scheiterte.

Auch im hohen Alter versuchte Bonno, in Diskussi-
onen die Grenzen des kapitalistischen Wachstums und 
die Notwendigkeit der Überwindung des Kapitalismus 
aufzuzeigen, wenn auch, wie bereits 2010 in einem Brief 
an die Gruppe Arbeiterpolitik geäußert, mit Vorbehalt:

»Es bleibt bei der funktionalen Aufgabe der Gewerk-
schaften, den Kapitalismus zu erhalten. So sie auch im-
mer die Massenorganisation der Lohnabhängigen sind, 
ist es eine Illusion, sie von links zu erobern. In einer vor-
revolutionären Situation mögen solche Voraussetzungen 
bestehen – fraglich bleibt, ob sie dann noch eine Rolle 
spielen. Dafür gibt es Beispiele in der Geschichte von Re-
volutionen.

Genossen, denen es gelang, über ihre Betriebsarbeit 
Funktionen in der Gewerkschaft zu erobern, wurden in 
den meisten Fällen mit guten Gehältern und anderen 
Vergütungen oder gesellschaftlicher Anerkennung von 
der Sozialdemokratie oder dem Reformismus eingefan-
gen. Die Grenze zur Korruption ist in den Organisationen 
und Betriebsräten nur ein schmaler Grat.

Vorrangig ist die Auseinandersetzung mit den poli-
tischen Gegnern in der SPD und Bürokratie. Das andere 
ist ein Sack fauler Äpfel, der mehr schwächt als fördert. 
Ohne diese Klärung bleibt eine konsequente Interessen-
vertretung der Belegschaft und die politische Überzeu-
gungsarbeit bei den Kollegen auf der Strecke.

Gewerkschafts- und Betriebsrätearbeit für ausschließ-
lich soziale und TARIF-FRAGEN ist von unserem Stand-
punkt aus kontraproduktiv. Wird sie nicht verbunden 
mit der Forderung nach dem Sturz des Kapitalismus, ver-
kehrt sie sich in ihr Gegenteil und wirkt konterrevolutio-
när.«

Bis ganz zuletzt hat Bonno Schütter teilgenommen an 
Diskussionen, unter sich verändernden Bedingungen 
weiterhin die Klassenverhältnisse vom Standpunkt der 
abhängig Beschäftigten zu untersuchen und bekannt zu 
machen. Eine der letzten gemeinsamen Veranstaltungen 
führten wir mit ihm im Oktober 2009 in Berlin durch, sie 
ist komplett mit den wesentlichen Referaten und Diskus-
sionen dokumentiert und noch bei unserer Redaktionsa-
dresse erhältlich (48 Seiten 5,00 Euro + Versandkosten). 
Das Referat von Bonno haben wir hier dokumentiert:

10. August 2022   n

forderte ein Ende des Streiks. Unter diesen Umständen 
zog das Direktorium sein bisheriges Angebot von 30 Cent 
zurück. Da die Kollegen den Streik mit erhobenen Köp-
fen beenden sollten, mussten Bonno und Heinz Röpke in 
intensiven Diskussionen zuerst die Aktivisten und dann 
die ganze Belegschaft davon überzeugen, dass das neue 
IGM-Ergebnis mit den außertariflichen 20 Pfennig insge-
samt nur durch den Streik erreicht worden ist.

Anfang Oktober 1969 wurde Bonno erneut gekündigt, 
und die Ortsverwaltung der IGM beantragte, Bonno so-
fort auszuschließen. Bonno hatte in einem Artikel im 
Berliner »Gewerkschaftsspiegel« »die korrumpierte 
Funktionärswirtschaft« in Mitbestimmungsbetrieben 
kritisiert und die musterhafte Selbstorganisation der 
Streikenden hervorgehoben. Der BR stimmte der Entlas-
sung nicht zu.

Die IGM entzog nun Bonno den Rechtsschutz. In einer 
Weiterführung seiner Klage sah er keinen Nutzen mehr, 
sie hätte seine finanziellen Möglichkeiten auch überfor-
dert. Da er auch nicht den BR in seiner Arbeit mit seiner 
Dauerentlassung belasten wollte, legte er den Betriebs-
ratsvorsitz nieder. Bonno musste sich nun auf seinen ge-
lernten Beruf als Vermessungstechniker konzentrieren. 
Im Januar 1970 verkündete die IGM im Verfahren gegen 
die Kollegen, die auf der 2. Liste kandidiert hatten, die 
Beschlüsse: Bonno wurde ausgeschlossen, 6 Beschuldig-
te erhielten Funktionsverbot von 1 – 2 Jahren, die Mehr-
zahl erhielt eine schriftliche Rüge. Ab Februar 1971 ga-
ben dann Bonno und seine politischen Freunde und 
Kollegen die Betriebszeitung »Mitmischer« heraus, die 
forthin die Kolleginnen und Kollegen über Konflikte auf 
der Hütte informierte. Auf der Hütte, unter Schülern und 
Kulturschaffenden war bundesweit das Echo auf Bonnos 
Auftreten groß: Die Bremer Gruppe Arbeiterpolitik 
wuchs, die Gruppenabende waren stark besucht. Und 
nicht nur in Bremen wurden Stahlwerker und politisch 
aktive junge Menschen an die Gruppe Arbeiterpolitik he-
rangeführt. Bonno rückte für kurze Zeit in die Redaktion 
der »Arbeiterpolitik«, die zunächst noch in den Händen 
der Bremer Gruppe lag, auf.

In den folgenden Jahren ging auf der Hütte ein großer 
Teil der klassenbewussten Kollegen in Rente. Die nachrü-
ckenden jüngeren Kollegen waren individualisiert. Ihren 
Arbeitsplatz und ihren Verdienst hatten sie als sicher er-
lebt. So veränderten sich über die nächsten Jahre die Ver-
hältnisse in der Belegschaft. Bonno sah das und kom-
mentierte, dass es Bewegung nur noch unter den jungen 
Lehrern gäbe. Junge Betriebsaktive mussten sich ihre Po-
sition nicht mehr erkämpfen, sie rückten einfach nach.

Die Gruppenabende der Bremer Gruppe Arbeiterpoli-
tik waren zum Platz eines Erfahrungsaustausches für 
junge Aktivisten verschiedener Betriebe geworden, doch 
10 Jahre nach dem »Septemberstreik« gab es Klöckner-
Bremen als orientierendes Zentrum klassenbewusster 
Kollegen nicht mehr. Die landesweite Anhebung des Le-
bensstandards in der arbeitenden Bevölkerung führte 
dazu, dass nicht nur Bonno die Voraussetzungen für po-
litisch konsequentes Handeln in Betrieb und Gewerk-
schaft mit der Zielsetzung Sozialismus verloren gingen. 
Bonno versuchte deshalb einige Zeit, sich mit Freunden 
bei den »Grünen«, ursprünglich bezeichnete er sie als 
»Körnerfresser«, einzubringen. Sie strahlten damals Ak-
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Ich will damit deutlich machen, wie groß der Einfluss 
der SPD in den 60er Jahren in den Betrieben war. Und 
das, obwohl die Bremer Werften, die Bremer Hafenarbei-
ter, noch in den 50er Jahren überwiegend kommunistisch 
zusammengesetzte Betriebsräte und Vertrauensleute hat-
ten. Das hatte sich entscheidend durch eine falsche Ge-
werkschaftspolitik der damaligen KPD aufgelöst. Damals 
wurden alle DGB-Gewerkschaftsfunktionäre von ihren 
Organisationsleitungen aufgefordert, einen so genannten 
»Revers« zu unterschreiben, in dem sie sich verpflichte-
ten, keine kommunistische Betriebsratsarbeit zu machen. 
Die KPD-Arbeiter sollten sich auf Anweisung der Partei 
weigern, diesen Revers zu unterschreiben, was genau die 
Auslese zur Folge hatte, die die Gewerkschaftsbürokratie 
und im Hintergrund die SPD anstrebte. Damit waren die 
KPD-Kollegen von der Gewerkschaftsbürokratie weitge-
hend lahmgelegt worden.

Bei uns auf der Klöckner-Hütte waren schon Jahre 
vorher die Verhältnisse völlig anders. Der Betriebsrat hat-
te entweder seit Jahren eine kommunistische Mehrheit, 
die bestand aus Kollegen der KPD/DKP, aus linken Sozi-
aldemokraten und Kollegen der Gruppe Arbeiterpolitik. 
Die Wahl zu den Betriebsräten waren ja alle zwei Jahre, 
mal hatten die Sozialdemokraten die Mehrheit, dann 
wieder wir als Linke. Und es waren damals sehr harte 
Auseinandersetzungen. Diejenigen, die die Wahl verlo-
ren, die schieden aus dem Betriebsrat aus. Und sofern sie 
freigestellt waren, wurden sie wieder an die Arbeit ge-
schickt – wer auch immer dann die Mehrheit im BR stell-
te. Ich will damit zum Ausdruck bringen, dass diese Aus-
einandersetzungen nicht auf den Betriebsrat beschränkt 
waren, sondern große Teile der Belegschaft umfassten. 
Entweder hatten Teile der Belegschaft, und dann natür-
lich auch die Vertrauensleute, mehr Vertrauen in diese 
linke Mehrheit oder zeitweilig eben in die rechte Mehr- 
heit. An dieser Auseinandersetzung war natürlich die IG 
Metall-Bürokratie und ihre Mitbestimmungs-Träger be-
teiligt. Der frühere Bevollmächtigte der IG Metall in Bre-
men war Arbeitsdirektor geworden und war eine Mario-
nette in den Händen des Unternehmers. Es kam natürlich 
sofort zu Auseinandersetzungen zwischen uns als Be-
triebsräte und dem Arbeitsdirektor. Und die Kollegen im 
Betrieb identifizierten natürlich diesen Arbeitsdirektor 

Das Referat von Bonno Schütter auf der Veran-
staltung im Oktober 2009:

Liebe Freunde und Kollegen: 

Der zündende Funken zu den später so genannten Sep-
temberstreiks kam sicherlich von der Westfalenhütte Ho-
esch, mit 20.000 dort in Arbeit stehenden Kollegen. Man 
muss betonen, die Arbeitskämpfe und die wilden Streiks 
im Ruhrgebiet waren im Unterschied zu dem Arbeits-
kampf auf der Hütte in Bremen Streiks, bei denen es um 
Geld ging. Die geforderten 30 Pfennig Stundenlohn-Erhö-
hung wurden im Allgemeinen überall, in allen Werken, 
nach rund zwei Tagen bewilligt. Und die Streiktage wur-
den bezahlt.

Politische Auswirkungen oder weitere politische 
Auseinandersetzungen waren nur im Bergbau zu ver-
zeichnen. Dort kam es zu Auseinandersetzungen zwi-
schen der Gewerkschaftsbürokratie und den Kollegen. 
Ich will nur mal an einem Beispiel darstellen, wie die IG 
Bergbau versuchte, die streikenden Kollegen zu diszipli-
nieren: Die knappschaftliche Krankenversicherung wur-
de von der IG Bergbau für den gesamten bundesdeut-
schen Bergbau verwaltet. Und die IG Bergbau sperrte 
sofort allen an Warnstreiks beteiligten Bergarbeitern 
die Krankengeldzahlungen usw. aus dieser Kasse. Daran 
ist zu erkennen, zu welchen Maßnahmen die Führung 
der IG Bergbau bereit war, um zur Disziplinierung der 
Kollegen beizutragen. Dort gab es also diese politischen 
Auseinandersetzungen.

In Bremen hatten wir völlig andere Voraussetzungen. 
Seit Jahren hatte die SPD die Belegschaftsvertretungen 
der entscheidenden Bremer Betriebe politisch in der 
Hand. Die Betriebsräte in den Bremer Betrieben waren 
sozialdemokratisch dominiert. Die SPD und die von ihr 
dominierten Gewerkschaften verfügten nicht nur in Bre-
men, sondern in der Bundesrepublik über eine so ge-
nannte »Sozialdemokratische Arbeitsgemeinschaft« 
– die SAG. In dieser SAG wurde die Besetzung aller ent-
scheidenden Vorstandsposten aller Industriegewerk-
schaften festgelegt, wurde die Besetzung aller Betriebs-
ratsvorsitzenden großer Werke vorher festgelegt. An der 
Spitze stand Herbert Wehner. Die BR-Wahlen, das war 
nur Schein, das war Scheindemokratie.

Der Reader kann über die Redaktionsadresse  für 5 Euro plus Versandkosten bestellt werden
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wenn es um die Neuberufung oder Neubestellung des Ar-
beitsdirektors ging, die sich in der Stahlindustrie ja im-
mer der IG-Metall-Vorstand vorbehalten hat, dass es hier 
zu sehr großen Auseinandersetzungen in der ganzen Be-
legschaft kam, als wir die Abberufung eines unfähigen 
Arbeitsdirektors forderten. Und die IG Metall hat sich na-
türlich mit der SPD usw. hinter diesen Mann gestellt. 
Also, diese Auseinandersetzungen wurden nicht nur 
zwischen Betriebsrat und dem IG-Metall-Vorstand ausge-
tragen, sondern wurden sofort und ständig auf den Beleg-
schaftsversammlungen der Belegschaft bekannt gemacht. 
Und wurden dort diskutiert. Also, einmal die Auseinan-
dersetzung um die Mitbestimmung und dann die Ausei-
nandersetzung um die Rolle des Arbeitsdirektors führten 
zu einer großen Verschärfung der politischen Gegensätze 
innerhalb des Betriebes. Der sozialdemokratische Teil im 
Vertrauenskörper stand aus Organisationstreue natürlich 
völlig hinter dem Arbeitsdirektor und für die Mitbestim-
mung usw.

Man muss betonen, dass der »September-Streik« eine 
Vorgeschichte hatte, in Bremen war diese bedeutend und 
deshalb wichtig: Im Januar 68 demonstrierten die Schü-
ler zuerst der höheren Schulen gegen die vom Bremer 
SPD-Senat beschlossenen allgemeinen Fahrpreis-Erhö-
hungen. Unsere Klöckner-Kollegen waren deshalb davon 
betroffen, weil über 1.000 Klöckner-Leute mit Bussen 
zum Werk fuhren und dreißig Pfennig für diesen Bus be-
zahlten. Die waren deshalb auch von Erhöhungen betrof-
fen. Als sich nun diese Demonstrationen und Blockaden 
von den Schülern über mehrere Tage in der Stadt ab-
spielten, Zeitung und Radio voll davon waren, der Ver-
kehr in der Stadt zusammenbrach und viele Kollegen 
anderer Betrieb, die Hafenarbeiter usw., schlecht zur Ar-
beit kamen, verschärfte sich die Situation in Bremen.

Am dritten Tag gab der DGB-Chef Boljahn bekannt, 
dass die Hafenarbeiter mit ihren Pickhaken in die Stadt 
marschieren sollten, um die Schüler auseinanderzutrei-
ben. Der Polizeipräsident von Bock und Polach stand be-
dingungslos hinter der Polizei und trieb sie an: ,,Drauf-
hauen, Draufhauen, Nachsetzen.« Die Polizisten haben 
dann im Verlauf der Demonstrationen immer schärfer 
auf die Schüler eingeschlagen und dabei auch Passanten 
erwischt. Und ein großer Teil der Bevölkerung, die das 
nicht akzeptierte, dass ihre Kinder von der Polizei ge-
schlagen wurden, solidarisierten sich mit diesen Schü-
lern. Das war für uns eine hervorragende Gelegenheit, 
sodass wir uns vom Betriebsrat und auch durch Be-
schlüsse des Vertrauenskörpers mit den Schülern solida-
risierten. Und wir erklärten in der Presse, im Fernsehen 
und in Schreiben an den Bürgermeister und andere Be-
teiligte, dass, wenn die Hafenarbeiter mit den Picken 
kommen, wir von Klöckner in die Stadt marschieren und 
den Schülern beistehen würden.

Das führte dazu, dass Koschnik und Boljahn, der als 
DGB-Vorsitzender ein einflussreicher Mann (der DGB 
hatte übrigens zuvor den Fahrpreis-Erhöhungen zuge-
stimmt) war, dass die beiden nachgeben mussten. Die 
Schüler siegten auf ganzer Linie, und Boljahn, der auch 
Fraktionsvorsitzender der SPD war, so ‚ne Bremer graue 
Eminenz, der musste abtreten. Und das betrachteten die 
Schüler als ihren großen Sieg. Daraus wuchs zwischen 
den Schülern und uns das Vertrauen. Wir haben ihnen 

mit der offiziellen IG Metall. In den Augen der Kollegen 
war die pflaumweiche Haltung dieses Arbeitsdirektors 
identisch mit der Haltung der IG Metall. Es kam noch 
hinzu, dass dieser Arbeitsdirektor ein enger Freund des 
damaligen IGMetall- Vorsitzenden Otto Brenner war und 
ständig vom Gewerkschaftsvorstand die entsprechende 
Unterstützung hatte.

In den Fragen der Mitbestimmung arbeiteten die Kol-
legen der KPD im Rahmen dieser Mitbestimmung und 
unterstützten diese. Aber bei uns im Betrieb sind unsere 
KPD-Kollegen im Betriebsrat dieser Linie ihres Parteivor-
standes, später des DKP-Vorstandes, nicht gefolgt, und 
sie haben mit uns zusammen alle Formen der Mitbestim-
mung scharf kritisiert. Alle Kommunisten von KPD/DKP, 
von der Gruppe Arbeiterpolitik und unter deren Einfluss 
auch die SPD-Kollegen, die bereit waren, mit uns zusam-
menzuarbeiten, betrachteten die Mitbestimmung nicht 
als ein Mittel, um die Interessen der Kollegen durchzu-
setzen. Wir sahen in der Mitbestimmung die Verkleiste-
rung der Gegensätze, Korruption und eben alles, was da-
mit zusammenhängt. Das war ja nicht ausgedacht, 
sondern erlebt.

Das waren nicht nur theoretische Fragen, sondern wir 
hatten viermal im Jahr eine Betriebsversammlung. Die 
fanden nicht im Werk, sondern außerhalb des Werkes 
statt. Die Kollegen, die teilnahmen, bekamen für die Teil-
nahme neun bis achtzehn Mark. Vor dieser Regelung 
wurden die Betriebsversammlungen im Werk durchge-
führt. Diese Versammlungen begannen morgens mit der 
Frühschicht um sechs, die dauerte bis zwei. Dann kam 
die Spätschicht von zwei bis zehn. Und die Nachtschicht 
von zehn bis sechs. Und die Betriebsversammlungen 
dauerten zeitweise nicht wie in vielen anderen Betrieben 
zwei, drei Stunden, sondern wir nutzten die gesamte 
Schicht dafür aus. Das heißt, wenn wir Betriebsver-
sammlung hatten, dann stand die Hütte über drei Schich-
ten lang still. Nur mit Notbesetzung an den lebenswich-
tigen Anlagen. Das wurde uns schon vorher immer als 
»wilder Streik« usw. ausgelegt.

Und auf diesen Betriebsversammlungen haben wir 
gerade in der Zeit vor dem September-Streik 1969 Auf-
klärung betrieben, um die Belegschaft in Kenntnis zu 
setzen, sie an der Entscheidungsfindung zu beteiligen. 
Wir haben uns natürlich auch auseinandergesetzt mit der 
IG Metall, mit den Mitbestimmungsträgern. Das führte 
dazu, dass Vorstandsmitglieder oder Verwaltungsleute 
aus dem Vorstand, die dort sprechen wollten, zeitweise 
nicht zu Wort kamen. Die wurden gnadenlos niederge-
schrien. Also, die Betriebsversammlungen waren ein 
ganz entscheidendes Transmissionsmittel, um Einfluss 
zu haben und uns zu politischen Dingen usw. zu äußern.

Ich messe den Betriebsversammlungen, die von Kol-
legen wirklich ausgenutzt werden, große Bedeutung bei. 
Denn da kann so etwas wie echte Mitbestimmung funk-
tionieren. Da gibt‘s große Möglichkeiten für alle Bereiche. 
Der Arbeitsdirektor war geschäftsmäßig zuständig für 
ein paar hundert Leute im Betrieb, die für Tariffragen, 
Arbeitszeitfragen, Feuerwehr, Sanitätswesen usw. zu-
ständig waren, das war sein Gefolge usw.

Dieser ganze Bereich stand wegen dieser Auseinan-
dersetzung im scharfen Gegensatz zur übrigen Beleg-
schaft. Da gab es großes Misstrauen. Das führte dazu, 
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reduziert. Ich erzähle das deshalb, weil diese Auseinan-
dersetzungen die Belegschaft, natürlich nicht alle 6.000 
Mann, ein Stück politisierte. Nicht alle waren an diesen 
Dingen interessiert, aber im Vertrauenskörper usw. fan-
den nun ständig Diskussionen statt. Wir hatten wöchent-
liche Zusammenkünfte von Gruppen von Vertrauensleu-
ten, wo diese Dinge das Hauptthema waren. Will damit 
sagen: In den zwei, drei Jahren vor dem Septemberstreik 
waren Diskussionen im aktiven Teil der Belegschaft ent-
standen, die die Voraussetzungen für die weiteren Ausei-
nandersetzungen bildeten, die euch hier interessieren.

Dann hatten wir im Mai 1969 Betriebsratswahlen. Die 
sozialdemokratische Betriebsgruppe und die IG Metall 
versuchten nun mit aller Kraft, uns Linke auszuschalten. 
Und bei der Festlegung der Kandidatenliste wurden wir 
Linke sehr benachteiligt. Es ist ja nicht so einfach, in 
einem so großen Werk so ‘ne Kandidatenaufstellung zu 
machen. Ihr wisst das, da kriegt der Hochofen meinetwe-
gen zwei Mann, das Kaltwalzwerk kriegt zwei Mann. 
Also, die einzelnen Betriebsabteilungen, zehn Betriebs-
abteilungen usw., die auch weit auseinander liegen, die 
bekommen jeweils einen Vertreter. Und oft kann nur ei-
ner von denen gewählt werden; das hängt da von vielen 
Faktoren ab. Da sind also der Manipulation an der Liste 
Tür und Tor geöffnet. Das wollten wir nicht mitmachen. 
Und weil der IG-Metall-Vorstand sich wieder heftig ein-
schaltete, haben wir gesagt, unter diesen Umständen leh-
nen wir es ab, auf dieser Liste zu kandidieren, und haben 
eine eigene IG-Metall-Liste aufgestellt.

Wo natürlich nur IG-Metall-Mitglieder drauf waren, 
obwohl auch andere gute Kollegen im Betrieb waren, die 
eigentlich darauf gehört hätten. Aber wir haben das 
schon – weil wir uns von der IG Metall nicht maßregeln 
lassen wollten – entsprechend aufgestellt. Die Aufstel-
lung dieser zweiten Liste und die Diskriminierung durch 
die IG Metall, durch die SPD usw., die dann erfolgte, 
führte entgegen ihrer Absicht dazu, dass wir mit unserer 
IGM-Liste einen überwältigenden Sieg über die offizielle 
IG-Metall-Liste errangen. Auch der persönliche Einsatz 
Otto Brenners als IGM-Vorsitzender in Bremen konnte 
unseren Wahlsieg nicht verhindern.

Gleichzeitig wurden wir als Mao-Jünglinge, mit allem 
möglichen anderen Quatsch diffamiert, und darüber hat 
die Belegschaft nur gelacht. Wir haben nachher 17 Kolle-
gen im Betriebsrat gehabt von insgesamt 25. Die SPD hat 
damals eine solche Niederlage erlitten, dass sie sich in 
den nächsten dreißig Jahren nicht erholt hat. Sie hat als 
Partei bei der Hütten-Belegschaft nie wieder das Anse-
hen errungen, auch nur annähernd wieder im Betriebsrat 
vertreten zu sein. Der war in den darauffolgenden zig 
Jahren immer fest in den Händen der Linken.

Sicherlich gab es da auch Differenzen zwischen DKP, 
Arbeiterpolitik und linken Sozialdemokraten, aber unser 
Gesamtinteresse gegen den Unternehmer war größer als 
die sektiererischen Auffassungen einzelner Gruppen da-
mals, das mussten wir immer wieder betonen. Damit 
konnten wir uns durchsetzen. Nach dieser Betriebsrats-
wahl gab uns die IG Metall hundert Tage Zeit zu existie-
ren. Sie haben sofort einen ständigen Sekretär zu uns ins 
Werk geschickt, der die Vertrauensleute unter Kontrolle 
bringen sollte. Die Vertrauensleute bekamen von nun an 
Verpflegung und Getränke für die Teilnahme an Sit-

gesagt, wir mischen uns nicht in das ein, was ihr macht, 
das ist eure Angelegenheit. Aber als wir gemeinsam ge-
wonnen hatten, waren wir in der Lage, der bei den Schü-
lern während der Auseinandersetzung entstandenen 
Führung – das ist ja alles nicht nur ‘ne spontane Sache 
– dass wir denen sagen konnten: Holt man die und die 
zusammen, mit denen machen wir Schulungen über 
Marxismus usw. Also, das führte auch zu politisch-prak-
tischen Ergebnissen.

Den nächsten Höhepunkt lieferten 1968 die Not-
standsgesetze. Bei diesen Notstandsgesetzen waren wir 
in der Lage, das mit einigen materiellen Forderungen zu 
verbinden. Und wir hatten mit diesem Hintergrund im 
Werk Teilstreiks, Arbeiten nach Vorschrift usw» Die Leu-
te haben z.B. am Anfang einer Breitbandstraße so nach 
Vorschrift gearbeitet, dass der Materialfluss durch die 
Breitbandstraße und zum Kaltwalzwerk nicht mehr 
funktionierte und alle dahinter liegenden Produktions-
abteilungen stillstanden. Die IG Metall machte nach au-
ßen hin Demonstrationen, hatte Kommissionen gegen die 
Notstandsgesetzgebung geschaffen, aber in den Ortsver-
waltungen, in der ganzen Bundesrepublik wurde durch 
den SPD-Einfluss, die ja das Gesetz im Bundestag mitbe-
schloss, die Sache sabotiert.

Die Kundgebungen, die die IG Metall durchführte, 
wurden so gut wie nicht besucht. In den Betrieben wurde 
es nicht publik gemacht. Die Ortsverwaltungen der IG 
Metall, die Bevollmächtigten sabotierten diese ganzen 
Kundgebungen. Die Betriebsratsvorsitzenden in den Be-
trieben bekamen zwar nicht die direkte Anweisung, da 
war dennoch eine Übereinstimmung, dass die Kollegen 
an diesen Demonstrationen nicht teilnehmen sollten. 
Das haben wir natürlich genau andersherum gesehen. 
Wir haben unsere Werksleitung so unter Druck setzen 
können, dass wir eine Betriebsvereinbarung mit denen 
abgeschlossen haben, dass alle Kollegen, die zu Not-
standskundgebunggehen wollten, dass die dafür frei be-
kommen: Wenn sie wollen, können sie dahin gehen.

Und die Leute werden kostenlos mit den Werksbussen 
zu dieser Demonstration gebracht. Die Bereitschaft der 
Kollegen, daran teilzunehmen, war unterschiedlich. 
Viele sind mitgelaufen, aber natürlich haben auch viele 
die Gelegenheit genommen, Feierabend zu machen. Aber 
inwieweit sie dann an der Kundgebung teilgenommen 
haben, und inwieweit sie nur Bier trinken gegangen sind, 
das war nicht mehr wichtig für uns zu kontrollieren.

Das Direktorium hatte mit der Vereinbarung mit uns 
so‘n großen Fehler begangen, dass es natürlich sofort 
vom Arbeitgeberverband und von anderen entspre-
chenden Stellen gerügt wurde. Die Position der Direk-
toren war unheimlich schwach in der Situation.

Aber wir hatten wieder eine für uns sehr wichtige 
Verbindung hergestellt zu den Schülern und Studenten 
usw. Die kamen zu uns, die unterstützten uns, und dieses 
Misstrauen, was allgemein zwischen der Arbeiterschaft 
und den Studenten bestand, wurde doch weitgehend re-
duziert. Die Arbeiterschaft beurteilte die Studenten etwa 
so: Sie würden zwar vorübergehend mitdemonstrieren, 
wenn sie später aber ihre Manager-Jobs haben, werden 
sie alles vergessen haben. Sie sind nicht so existentiell 
abhängig von solchen Dingen wie der Arbeiter von sei-
nem Arbeitsplatz. Dieses Misstrauen wurde also stark 
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etwas Undenkbares, es war einfach nicht vorgesehen. 
Und es wurde dort ja auch schnell nachgegeben.

Das Direktorium der Bremer Klöckner-Werke hat im 
Grunde genommen auch sehr schnell nachgegeben. Sie 
haben uns sofort 30 Pfennig bewilligt und geglaubt, dass 
man mit der Übernahme des Hoesch-Angebotes die Kuh 
vom Eis bekommen konnte. Aber da war bei uns nicht 
dran zu denken. Wir haben gesagt, 70 Pfennig und nicht 
weniger, und es ist wurscht, wie lange der Streik dauert. 
Eine kleine Episode: Der Bundespräsident Heinemann 
war bei Michels, dem für Stahl zuständigen Vorstands-
mitglied der IG Metall in Düsseldorf, zu Besuch. In dem 
Moment bekommt Michels einen Anruf, dass bei uns ge-
streikt würde. Und da hat er den Bundespräsidenten ste-
hen lassen mit den Worten: »Gustav, ich muss sofort nach 
Bremen, in Bremen brennt‘s«.

Also, wie spielte sich nun dieser Streik ab? Ihr habt 
schon in etwa gehört … Kleine Arbeitskämpfe, Warn-
streiks, Arbeitsniederlegungen, die mal ein paar Stun-
den dauerten oder ‚nen halben Tag, das ist was ganz an-
deres. Das ist zwar wichtige Vorbereitung zur Durch- 
setzung von bestimmten Lohngruppen, in bestimmten 
Betrieben, von Arbeitsbestimmungen, Arbeits- und Sozi-
alverhältnissen in bestimmten Abteilungen. Aber das hat 
nichts mit einem großen, langen, wilden Streik zu tun.

Mit »wild« meine ich einen Streik ohne die offizielle 
Ausrufung und Unterstützung der Gewerkschaft.  Wir 
waren uns im Klaren, wenn wir wild streiken, ist das 
nicht ‚ne Sache von einigen Stunden. Dann wird das ‚ne 
Sache von Tagen sein, noch länger. Und – das haben wir 
dauernd wiederholt: Kollegen, ihr bekommt keinen Pfen-
nig Unterstützung. Es gibt keine Streikunterstützung. 
Das müsst ihr aus eurer Tasche bezahlen. Glaubt nicht, 
das nachher das Werk diese Kosten übernehmen wird 
wie bei Hoesch. Wir haben ihnen reinen Wein einge-
schenkt darüber, wie das Kräfteverhältnis war. Wenn ihr 
unter diesen Umständen dazu bereit seid, dann machen 
wir mit euch einen Arbeitskampf, der nicht vor den Toren 
steht, wie das bei einem üblichen Tarifstreik ist, dass die 
Arbeiter draußen sind und Streikposten stehen usw. Und 
das Werk wird weiter von den Herrschenden dort organi-
siert. Das machen wir umgekehrt. Von dem Tag an, wo 
gestreikt wird, da bestimmen wir, wer das Werk betritt 
und wer nicht. Und wir besetzen alle Produktionsanla-
gen.

Das ist natürlich leicht gesagt, Kollegen, aber ein 
großes Stahlwerk, was man nicht von heute auf morgen 
runterfahren kann, wo es sofort um den Erhalt der Pro-
duktionsanlagen und deshalb um die Arbeitsplätze geht, 
das zu bestreiken, ist organisatorisch eine Aufgabe, da ist 
ein normaler Arbeiter völlig überfordert. Wenn man ei-
nen Hochofen runterfährt, wo ein paar hundert Leute be-
schäftigt sind, wo alle paar Stunden ein Abstich ist usw., 
also, wo es komplizierte Arbeitsverhältnisse gibt, da kön-
nen die Arbeiter nicht einfach weglaufen und streiken. 
So ein Hochofenbereich muss so runtergefahren werden, 
dass die Öfen erhalten werden. Man kann das nicht an-
ordnen. Man kann das mit den betreffenden Kollegen be-
sprechen. Sie müssen allesamt ihren Kopf auch dafür 
einsetzen.

Aber alle Kollegen sind sich nicht sogleich einig. Die 
Kollegen, die jetzt als erste die Sachen geschmissen ha-

zungen, die mehrmals in der Woche in kleinsten Grup-
pen stattfanden, wo sie über einen Schwerpunktsekretär 
vom IGM-Vorstand bearbeitet wurden, um uns madig zu 
machen. Wir wussten, dass eine Übereinkunft erzielt 
worden war zwischen dem Bezirksleiter der IG Metall, 
Heinz Scholz aus Hamburg, mit einem Dr. Schöne, Ar-
beitsdirektor vom Konzernvorstand, und einem Herrn 
Brandi vom Arbeitgeberverband, dass die Firma uns in 
keinen, in überhaupt keinen Fällen nachgeben sollte. Das 
war ‚ne sehr schwierige Situation für uns, weil jetzt in 
der Belegschaft verbreitet werden konnte, dieser Be-
triebsrat verhindere jeden sozialen Fortschritt usw.

Die Unternehmensleitung fuhr diesen Kurs absolut 
ohne jeden Kompromiss. Und in dieser Atmosphäre ging 
es dann auf den September 69 zu.

Da ist wichtig zu wissen, dass das Direktorium der 
Klöckner-Werke beim Bau des Werkes Anfang der 50er 
Jahre von vornherein versucht hat, Löhne und Gehälter 
auf der Bremer Hütte schlechter zu gestalten als in allen 
anderen Klöckner-Werken im Ruhrgebiet. Da hatten wir 
nach und nach sichere Daten drüber, unsere Forderungen 
wurden deshalb entsprechend entwickelt: Wir forderten 
Gleichschaltung unserer Löhne mit den übrigen Stahl-
werken an der Ruhr und im Konzern. Und das führte 
dann zu unserer Forderung von 70 Pfennig. Und schon 
eine Woche bevor das bei Hoesch losging, war uns klar, 
dass wir die Belegschaft in einen Streik führen werden. 
Sicherlich hatten wir ständig Verbindung mit den Ge-
werkschaftskollegen bei Hoesch über das, was die ma-
chen wollten, was wir machen wollten, das ist ja klar. Es 
hat auch Verbindungen gegeben mit Bergbaubetrieben 
usw. Wir wussten, wenn die losschlagen, dass wir dann 
was machen würden und wussten auch ungefähr, was 
dann anlag.

Wir haben fünf Tage vor unserem Streik die Verhand-
lungen mit dem Direktorium aufgenommen, haben unse-
re Belegschaftsversammlungen terminiert und bei die-
sen Belegschaftsversammlungen, von denen ich berichtet 
habe, unsere Forderungen publik gemacht. Wir haben 
den Kollegen klipp und klar gesagt: Jetzt gibt es keine 
Stellvertreterpolitik, wir im BR können überhaupt 
nichts machen. Wir werden geschnitten, von unserer IG 
Metall, vom Unternehmens-Vorstand, von der Presse und 
von allen. Wie werden als Kommunisten, als Maoisten 
diffamiert. Wenn ihr die 70 Pfennig haben wollt, dann 
müsst ihr euch die selber holen. Wir können nichts ma-
chen. Und wenn ihr es macht, müsst ihr wissen, wie ihr 
es macht. Da haben die zu uns gesagt: Ja, wie sollen wir 
das denn machen? Haben wir gesagt, darüber reden wir 
mit euch, nicht hier auf der Betriebsversammlung. Aber 
wir vom BR sagen, dass ihr es machen müsst, wir können 
es nicht. Also, die Stimmung kochte allmählich.

Hoesch begann zu streiken, hatte Erfolg nach zwei Ta-
gen. Man muss dazu sagen, Hoesch war der Musterbe-
trieb der IG Metall; mit hervorragenden Sozialeinrich-
tungen, mit einem so genannten Muster-Arbeitsdirektor, 
Hoelkeskamp. Das muss man dem Mann lassen, da gab es 
fantastische Sozialeinrichtungen für die 20.000 Arbeiter: 
Die konnten sich massieren lassen, konnten baden, die 
hatten ein richtiges Gesundheitssystem; also, es war ein 
Super-Verhältnis dort. Und dass in solch einem Betrieb 
ein »wilder« Streik ausbricht, das war für die IG Metall 
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das Blas-Stahlwerk die Hauptproduktion von Stahl ma-
chen wird, die werden die Überwachung dieses Mischers 
und des Blas-Stahlwerks ergänzen. Weil wir glaubten, 
dass sie so ein Werk besser kontrollieren konnten.

Ich darf mal ein Beispiel dazu bringen: Das Direktori-
um forderte uns auf, mit ihnen zusammen auf einer Lok 
zum Stahlwerk zu fahren, und da wollten sie eine An-
sprache halten: »Männer, es geht um eure Arbeitsplätze.« 
Da waren wir aber drauf vorbereitet. Die Kollegen vom 
Siemens-Martin-Werk hatten kurz vorher alte Stahl-
schwellen auf die Schienen geschweißt. Einer vom Di-
rektorium fragte: »Warum fahren wir nicht weiter?« Max 
Mueller sprang von der Lok und rief: »Nun fahr mal hin, 
viel Spaß.« Da sind sie da noch ‚ne Zeitlang stehen geblie-
ben.

Noch eine Situation: Das Direktorium versuchte, die 
Notbelegschaft am Mischer zu bewegen: Wenn ihr das 
Eisen schon vom Mischer aus nicht ins Stahlwerk schickt, 
dann buddeln wir ein großes Loch am Mischer. Dann 
schüttet ihr das Roheisen eben da rein, nur damit der 
Mischer nicht von innen erkaltet. Dafür hatten sie schon 
Fremdfirmen bestellt, mit Bagger. Da haben ‚se ein rie-
siges Loch gemacht, dann sind die Fremdfirmen wieder 
abmarschiert. Da haben unsere Kollegen gesagt, das müs-
sen wir verhindern, das wird gefährlich. Und haben Feu-
erwehrschläuche angeschlossen und das Loch voll Was-
ser laufen lassen, »nun können sie das reinschütten«. 
Kollegen, das bedeutet eine Riesen-Explosion, wenn sie 
flüssiges Roheisen in so ein Wasserloch füllen. Um da si-
cher zu gehen, hatten wir ein Rollkommando organisiert 
(ich durfte das Werk ohnehin damals nicht betreten, weil 
ich schon entlassen war) und ich bin mit dem Rollkom-
mando dahin gefahren, und wir haben dafür gesorgt, 
dass die Schläuche usw. angeschlossen wurden. Also, 
der Mischer entwickelte sich zu unserem Faustpfand.

Es war natürlich ‚ne Riesen-Propaganda, die nun ge-
gen uns gemacht wurde: Ihre Fachleute haben dauernd 
Temperaturen gemessen, behaupteten dauernd, da bildet 
sich im Mischer ein so genannter Kalter Bär usw. Ich 
muss sagen, wir hatten die Vertreter vom STERN und 
vom SPIEGEL, und auch vom Fernsehen zeitweise ins 
Werk geholt, die haben uns sehr geholfen. In deren Bei-
sein haben wir dann immer eine Eisenstange quer durch 
diesen Mischer getrieben, um denen klar zu machen, das 
ist alles vernünftig, flüssig usw .. Die haben oft gar nicht 
begriffen, was unsere wirklichen Probleme waren. Den 
Mischer hatten wir technisch völlig im Griff, da wussten 
wir, die können, was sie auch machen, was sie wollen, 
das Ding wird nicht erkalten. Aber am Hochofen hatten 
wir Probleme. Es ist wahnsinnig schwer für einfache 
Kollegen, wenn es keinen Meister mehr gibt, kein Ober-
meister mehr ansprechbar ist, keine technische Be-
triebsassistenten mehr, keinen Betriebsleiter mehr, so ei-
nen Hochofen ‚runterzufahren. Und auf ‚ner Temperatur 
zu halten, dass der Laden nicht zusammenbricht.

So‘n Hochofen ist ja innen mit Schamottsteinen ge-
mauert, der bricht nur dadurch nicht zusammen, dass 
eine bestimmte Hitze da ist. Und dann bildet sich Wasser 
und andere chemische Prozesse spielen sich da ab. Und 
es war ein ständiger Kampf, Kollegen am Hochofen zu 
behalten, die dafür sorgen mussten, dass der Laden dort 
weiter funktioniert hat. Das ist nicht einfach. Die Kolle-

ben, die zum Werkstor marschieren, das sind die, die für 
alle sichtbar den Streik aufbauen, die sagen natürlich zu 
den anderen, das ist Streikbruch, wenn ihr da weiterar-
beitet. Das ist ja nicht so, dass da nur so ein Hochofen 
arbeitet. Da muss ein ganzer Eisenbahnbetrieb mit Hun-
derten von Leuten mit mehreren Loks usw., mit Beleuch-
tung des gesamten Gleis-Systems arbeiten, muss die Not-
Versorgung vornehmen. Obwohl die Kollegen sich 
darüber im Klaren waren, wir bringen das Roheisen na-
türlich nicht noch zur Stahlverarbeitung, wir schütten es 
weg. Und dann kam eine Anordnung des Direktoriums 
an den Notdienst, die noch sagte, das ist zu wertvoll. Wir 
hatten mittlerweile neben dem Siemens-Martin-Werk ein 
anderes, ein sogenanntes Blas-Stahlwerk stehen.

Ich will mal kurz die Unterschiede nennen: In einem 
Siemens-Martin-Stahlwerk, das bestand aus sechs Öfen, 
da werden in neun Stunden jeweils 300 bis 350 Tonnen 
Stahl geschmolzen. In einem Blas-Stahlwerk werden in 
Chargen von 45 Minuten – nicht mehr von neun Stunden 
–  auch 200 Tonnen Stahl geschmolzen. Das ist ne ganz 
andere Geschwindigkeit und Qualität in der Stahl-Pro-
duktion. Und damit man eine einheitliche, gleichmäßige 
Stahlproduktion bekommt, ist vor solch einem Blas-
Stahlwerk ein großer Eisenbehälter gebaut von mehreren 
hundert Tonnen. Da wird das Eisen, was vom Hochofen 
kommt, gesammelt, und von diesem so genannten 
Mischer wird das Eisen noch einmal gemischt und vor-
bereitet, von dort in dieses Blas-Stahlwerk geführt.

Und dann machte das Direktorium einen großen Feh-
ler. Den Fehler haben wir gerne angenommen. Die haben 
gesagt, lassen Sie doch den Mischer vollfahren. Was 
kann uns da denn passieren? Unsere Entscheidung war: 
Aus dem Mischer geht keine Tonne, kein Gramm raus. 
Das haben die nicht für möglich gehalten. Die haben 
nicht für möglich gehalten, dass wir in Kauf nehmen,  
solch einen Mischer – mal ganz einfach ausgedrückt – 
kaputt gehen zu lassen. Und wir haben denen erlaubt, 
noch mal den ganzen Eisenbahnbetrieb in Gang zu set-
zen. Das war ein sehr riskantes Ding. Wir wussten da-
mals selber nicht, geht der ganze Streik jetzt nicht baden, 
wenn da wieder alles hoch erleuchtet ist? Und nach dem 
zweiten Streiktag, vom Hochofen her, fährt der ganze Ei-
senbahnbetrieb mit großer Besatzung nun wieder zum 
Blas-Stahlwerk und beschickt den Mischer. Aber wir ha-
ben dort so gute Kollegen gehabt, wir hatten das so unter 
Kontrolle, dass wir gesagt haben: Ok. Das Direktorium 
hat jubiliert. Die wussten nicht, was für ‚nen Fehler sie 
gemacht haben. Dieser Mischer wurde während des 
ganzen folgenden Streiks unser Faustpfand. Während 
die ganze Presse, IG Metall usw. anmarschierten und 
sagten: Ihr könnt doch die Produktionsanlagen nicht ver-
nichten, was seid ihr für Kommunisten, was seid ihr für 
Arbeitervertreter? Ihr vernichtet Produktionsanlagen! 
Das war der Druck von außen. Und dann der Druck von 
innen: Es gibt auch einen Teil Kollegen, die dort arbeiten, 
die wollten ihren Arbeitsplatz erhalten. Ich will nur mal 
darstellen, mit welchen Mitteln so was dann durchge-
führt werden muss. Da wir unserer Besatzung im Blas-
Stahlwerk die Überwachung nicht allein überlassen 
wollten – es gibt auch mal Misstrauen -, haben wir gesagt, 
die Kollegen vom Siemens-Martin-Werk, deren Entlas-
sung bevorsteht, weil das Werk mal stillgelegt wird und 
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Und die Lok behindert natürlich den gesamten Verkehr 
– was für uns wichtig war. Und dann stellten wir plötz-
lich fest, dass irgendwo im Eisenbahnbetrieb 30 Lokfüh-
rer arbeiteten. Was haben die Lokführer denn hier zu su-
chen? Dann haben die streikenden Lokführer, die auf 
unserer Seite waren, die haben gesagt: Das regeln wir 
selbst. Es entwickelte sich so etwas wie ein Bewusstsein 
bei den Arbeitern, je mehr Tage das wurden, je mehr sich 
die Sache zuspitzte: Wir sind die Herren.

Das war manchmal auch unangenehm, diese Auffas-
sung, die sich durchsetzte. Da gab es viele Schikanen ge-
gen Vorgesetzte usw .. Die Direktoren wurden immer 
kontrolliert vom Werksschutz: Koffer aufmachen! Hast 
du auch nichts mit rausgenommen? Und wenn jetzt ein 
Direktor kam und versuchte, noch reinzufahren, dann 
wurde von den Streikposten gesagt: Komm, steig erst mal 
aus und mach mal die Klappe hinten auf. Warum? Nun 
packst du mal aus, was da alles drin ist. Und dann packst 
du das ganz schön wieder ein. Dann haben die wut-
schnaufend da gestanden. Die wurden schikaniert. Aber 
so etwas ist nicht mehr alles steuerbar in so einer Situati-
on. Weil da ne gewisse Eigengesetzmäßigkeit … Wenn 
die Kollegen ständig diffamiert werden als »wild« Strei-
kende und dann plötzlich spüren, dass sie auch Macht 
ausüben, dass sie bestimmen, was geschieht, und sie 
merken, das funktioniert: Wir selbst können so ein rie-
siges Werk weiter organisieren – da bildet sich ein ganz 
bestimmtes neues, anderes Bewusstsein raus.

Und jetzt passierte Folgendes: Während dieser Streik 
sich noch sehr gegen die Werksleitung richtete, schaltete 
sich die IG Metall ein und diffamierte uns und die ganze 
Belegschaft als Vernichter von Betriebseinrichtungen 
und Produktionsmitteln usw ..Ich hab gesagt, der Mi-
chels aus der Stahl-Koordination des Ruhrgebietes, der 
kam nach Bremen, aber nicht zu uns. Das Direktorium 
ließen wir nicht mehr rein, die tagten jetzt im Parkhotel, 
dem besten Hotel am Ort. Und Teile des IG-Metall-Vor-
standes und der Bezirksleitung Hamburg, die für Tarif-
politik zuständig waren, die kamen auch nicht zu uns; 
die gingen direkt in das Parkhotel und verhandelten da 
mit der gegnerischen Seite. Dann haben wir gesagt, das 
ist ja ein unmöglicher Zustand; wir wollen ja mit euch 
zusammenarbeiten, ihr müsst hierher zu uns kommen. 
Das lehnten die Metall-Funktionäre ab. Die haben gesagt: 
Kommt zu uns. Wir sagten nein, wir haben im Hotel 
nichts verloren, wenn ihr was wollt, kommt zu uns. Nun 
war zur gleichen Zeit der IGM-Angestellten-Tag, der tagte 
in Bremen. 

Da waren die ganzen Vorstandsmitglieder. Und das 
für Angestellten-Fragen zuständige Vorstands-Mitglied 
Heinz Dürrbeck, der wurde nun losgeschickt, die Situa-
tion zu beurteilen und mit uns zu reden. Der kam also 
nun ins Betriebsratsgebäude und wollte mit uns spre-
chen. Da hat ein Kollege zu ihm gesagt: »Komm‘, geh mal 
vor die Tür, da stehen gerade so tausend Leute, und er-
zähl denen mal deinen Standpunkt.« Was hat Dürrbeck 
gemacht? Der hat die Hosen vollgekriegt, ist in ein Zim-
mer gegangen, wo ein Fenster halb aufstand, ist aus dem 
Fenster gesprungen, und mit fliegenden Rockschößen als 
Vorstandsmitglied der IG Metall vor den Leuten geflüch-
tet, im Dauerlauf zum Tor und zur Straßenbahn. Und die 
Kollegen haben ihm nur noch zugeklatscht. Das waren 

gen haben gefragt, gibt es darüber Literatur, können wir 
was nachlesen, können wir jemanden fragen, wie wir 
dies machen, wie wir das machen? Also, ich will euch 
sagen, die Organisation eines Streiks in Form einer Be-
triebsbesetzung, das war eine Riesenleistung. Da war es 
dann die größte Beleidigung für die Kollegen, das als 
»wilden« Streik zu bezeichnen. Die sagten: »Die sollen 
mal sagen, dass das ,wild, ist, was wir machen. Sollen die 
das doch mal organisieren.«

Es bildete sich jetzt sehr schnell eine Streikleitung, 
der Betriebsrat hielt sich dabei ziemlich raus. Und diese 
Streikleitung musste Notausweise ausgeben für die, die 
für die Sicherungsarbeiten das Werk betreten durften. Es 
gibt da zum Beispiel Bereiche, die hießen EW 1 und EW 
2, die haben die Wasser- und Stromversorgung im Werk 
geregelt. Da sind meinetwegen 150 Kollegen, Meister, 
Obermeister und Chef usw. – die Führung von denen 
durfte nicht mehr rein. Es waren also keine Vorgesetzten 
mehr. Die Wasserversorgung zu der Warmwalzstraße 
zum Beispiel ist kilometerlang, das kann man nicht ein-
fach alles stilllegen. Und auch bestimmte elektrische 
Versorgungen, bestimmte elektrische Anlagen müssen in 
Gang bleiben, das muss organisiert werden. Und dann 
haben wir mühsam versucht, Meister, auch Sozialdemo-
kraten, die mit uns sympathisierten, und denen es auch 
um Erhalt ihrer Arbeitsplätze geht, zu gewinnen, wir 
brauchten deren Wissen. Und die haben dann mit den 
Kollegen diese Wasserversorgung, Stromversorgung usw. 
organisiert.

Man muss natürlich auch das Rein und Raus regeln, 
aus solch einem Werk fahren ständig Züge von der Bun-
desbahn raus, die Material bringen und Fertigprodukte 
abtransportieren. Vor den Toren standen so, 60 große 
LKWs, die was abholen wollten, die was reinfahren 
wollten. Die stauten die ganzen Straßen bis in die Bremer 
Vorstadt rein. Die Direktion verlangte nach der Polizei, 
sie soll das organisieren. Und wir haben gesagt, wenn ihr 
die Polizei gegen uns aufhetzt, dann machen wir sonst-
was, dann marschieren wir in die Innenstadt. Und die 
Polizei hat sich dann auch rausgehalten. Das führte aber 
zu Riesenstaus in den ganzen Zufahrtstraßen zur Hütte. 
Von Lieferanten. Aber auch von Belegschaftsangehörigen 
usw. Und wir wussten, wenn wir die Stimmung der Leu-
te auf unserer Seite haben wollen, dann müssen wir die 
Sympathien dieser Leute behalten. All das musste von 
diesem Streikkomitee mit organisiert werden. Also, da 
die Besetzung an den Werkstoren nun von innen her er-
folgte und die Kollegen bestimmten, wer rein kam und 
wer nicht rein kam, mussten Not-Ausweise ausgegeben 
werden.

Und das war ‚ne sehr gefährliche Geschichte, weil es 
hier auch Leute gab, die mit dem Direktorium zusam-
menarbeiteten, die sich dadurch Vorteil erhofften. Die 
gaben also Not-Ausweise aus, die nicht notwendig waren. 
Und solche Elemente mussten gefunden und ausgeschal-
tet werden. Oder: Der Eisenbahnbetrieb, das waren ein 
paar hundert Leute mit den Anschlussgleisen zur Bun-
desbahn, die streikten und dann kam natürlich die An-
weisung von der Direktion, ihr müsst eure Loks sofort in 
die Hallen fahren. Da haben wir gesagt, wieso das denn? 
Unsere Leute steigen aus den Loks aus, wo sie gerade ste-
hen – ganz wurscht, wo. Und da bleibt die Lok stehen. 
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alles so Äußerlichkeiten, die deutlich machten, wie die 
Fronten plötzlich aussahen.

Und nun kam eine Stimmung im Betrieb auf, dass die 
Leute sagten, wir wollen mit der IG Metall nichts mehr 
zu tun haben. Die sollen uns zufrieden lassen. Das ist 
unser Streik, es geht um unsere 70 Pfennig. Die haben 
uns lahmgelegt mit ihrer Tarifverhandlung. Dadurch 
sind wir 18 Monate gebunden. Wir kriegen im zweiten 
Anlauf nur 2 Prozent – und das bei diesen Produktions-
mengen usw .. Und das bei dieser Konjunktur in der 
Stahlindustrie. Bleib weg, IG Metall, wir machen unsere 
Sache für uns. Unter diesen Umständen, es gab natürlich 
jetzt auch Leute im Betrieb, die sagten: »Ihr habt ja den 
Tarifvertrag, wir müssen tariftreu sein, die Friedens-
pflicht, wir müssen das einhalten, wir sind … , das ist ja 
nicht legal, was wir machen« usw .. Und jetzt kommt der 
Bundeskanzler Kiesinger, ruft auf, ihr seid Chaoten, ihr 
macht alles kaputt usw .. Der Willy Brandt schickt uns 
ein großes Telegramm: »Arbeit sofort aufnehmen, lasst 
euch nicht von diesen kommunistischen Gangstern da 
verführen« usw. usf. Und all das führte zu ‚ner großen 
Politisierung in der Form, dass aus diesem Kampf um 70 
Pfennig eine Auseinandersetzung mit der IG Metall wur-
de. Es kamen die ganzen alten Dinge hoch, von der zwei-
ten Liste, vom Boykott der Funktionäre der zweiten Liste 
usw. Ich muss noch nachtragend ergänzen: Wir als füh-
rende Leute in der Tarifkommission beim Vertrauenskör-
per und im Betriebsrat, wir durften plötzlich an den Ta-
rifverhandlungen nicht mehr teilnehmen, weil gegen 42 
Kollegen von uns Ausschlussverfahren aus der IG Metall 
liefen. Und unsere Funktionen ruhten (das begann schon 
vor dem Streik), und wir konnten an den Tarifverhand-
lungen plötzlich nicht teilnehmen. Und diese in der Ge-
werkschaft führenden Sozialdemokraten, die den ganzen 
Streik sabotiert hatten und ihn von Anfang an nicht 
wollten, die führten für die Belegschaft die Tarifver-
handlungen. Und da war das Vertrauensverhältnis zur IG 
Metall bei dem mitdenkenden Teil der Belegschaft rest-
los hin und kaputt.

Also die Arbeiter betrachteten das immer mehr als 
ihre Sache, sie wollten die IG Metall da nicht drin haben. 
In dem Film kam auch zum Ausdruck, dass das für Fi-
nanzen zuständige Vorstandsmitglied sagte, wir haben 
das Gefühl, es geht gar nicht mehr um Geld. Da stehen 
sich Direktion und Belegschaft wie zwei Boxer gegenü-
ber und jeder will nur noch Recht haben.

Und in dieser Situation kommt die IG Metall, um sich 
an die Spitze der Bewegung zu stellen. Die Leute aus dem 
Apparat, die vorher sagten: »Wir sind an die Friedens-
pflicht 18 Monate gebunden, wir werden unwahr in den 
Augen der Arbeitgeber, blast den Streik ab« usw., die er-
öffnen plötzlich, während der Friedenspflicht, Tarif- 
verhandlungen ohne dass wir dabei sind, und fordern  
14 Prozent. Und nehmen damit unserer Belegschaft ihr 
Streikziel – das war der Belegschaft völlig klar, wenn  
die 14 Prozent fordern, dann können wir unsere 70 Pfen-
nig nicht mehr durchsetzen. Und die Apparat-Leute 
schlossen innerhalb eines Tages ein Abkommen bei 11 
Prozent ab. Das war ein Ergebnis, was es seit Jahr und Tag 
es nicht mehr gegeben hatte. Und sie forderten uns auf, 
nun den Streik zu beenden. Nun seien ja alle Forde-
rungen erfüllt.

Wir im Betriebsrat haben nichts alleine entscheiden 
wollen, gemäß unserer Ansage am Anfang des Arbeits-
kampfes. Deshalb haben wir eine Abstimmung gemacht. 
Und in dieser Abstimmung wurde das nicht von der Be-
legschaft erkämpfte Abkommen wieder völlig abgelehnt 
– mit einer überwältigenden Mehrheit entschieden sich 
die Kollegen (selbst unter diesen Bedingungen noch) für 
die Fortsetzung dieses Arbeitskampfes.

Das Direktorium zog die Bewilligung der 30 Pfennig 
unter diesen Umständen sofort zurück. Und es kam 
nachher ein Angebot zustande, ein angeblich letztes An-
gebot der Arbeitgeberseite, das dann hieß, 11 Prozent, 
dazu ein Teil der Forderungen, die wir aufgestellt hatten. 
Und das waren alles in allem 16 Prozent. Das war ein 
Zugeständnis, was es die zehn, zwanzig Jahre vorher 
nicht gegeben hatte und was es auch nie wieder in der 
späteren Auseinandersetzung um Tariffragen, gegeben 
hat. Und diese 16 Prozent, das waren nicht die 70 Pfen-
nig, aber … wir haben versucht, den Kollegen klarzuma-
chen: Wir können ja nicht bis zum Nimmerleinstag strei-
ken. Wir zahlen keine Streikunterstützung. Und man 
muss auch in so einer Situation die Frage erörtern: Wie 
entwickelt sich das weiter? Wenn wir heute noch hurra 
schreien, werden wir das auch morgen noch können?

Ich habe den Standpunkt vertreten: Wenn wir zum 
ersten Mal eine so große Auseinandersetzung über neun 
Tage selbstständig geführt haben, dann ist es das 
Schlimmste, wenn so etwas im Streik zusammenbricht, 
weil das mit einer großen Demoralisierung verbunden 
wäre. Wir haben gesagt, wir müssen so aus der Sache 
rauskommen, dass wir, so, wie wir den Streik ordnungs-
gemäß und unter Erhaltung der Betriebsanlagen geführt 
haben, diesen auch so beenden werden. Nur dann wer-
den wir daraus politisch Kapital schlagen können.

Das war unter diesen Umständen keine einheitliche 
Meinung. Es gab einen sehr starken und tüchtigen KPD-
Mann, der lange Jahre Betriebsratsvorsitzender war, der 
den Standpunkt vertrat: Nun holen wir uns auch die letz-
ten Pfennige, so stark sind wir. Es war ‚ne ganze nächte-
lange Diskussion. An der zum Beispiel auch ein Vor-
standsmitglied der DKP teilnahm, den hatten sich die 
DKP-Leute geholt, um die Frage mit ihm zu klären: For-
dern wir die Belegschaft auf, die Arbeit aufzunehmen 
oder weiterzumachen? Zum Schluss haben der DKP-Kol-
lege Röpke und ich uns durchgesetzt, wir haben gesagt, 
wir wollen raus und diesen gemeinsamen Kampf mit er-
hobenem Kopf beenden. Da nimmst du natürlich inkauf, 
von einigen als Verräter beschimpft zu werden. Aber 
wenn man von heute aus die weitere Entwicklung be-
trachtet, die muss man im Auge haben bei solch einer 
Situation, haben wir es richtig eingeschätzt, jetzt ist ge-
nug. Unter den Umständen haben wir dann zugestimmt.

Am Samstag wurde im Rundfunk verbreitet, die Ar-
beiter werden aufgefordert, die Arbeit wieder aufzuneh-
men. Der Streik ist beendet, das und das ist das Ergebnis. 
Und wir haben nun gedacht: Na ja, am Sonntag geht‘s 
wieder los.

Aber dann zeigte sich noch einmal die ganze Würde 
der Kollegen. Am Sonntag ist kein Klöckner-Arbeiter zur 
Arbeit erschienen, obwohl sie neun Tage keinen Lohn be-
kommen hatten, und nichts von der Gewerkschaft be-
kommen hatten, sie haben erst am Montag, nicht mit der 
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im jeweiligen Betrieb, in der Gewerkschaft, in der Gesell-
schaft dazu. Nicht nur bei einigen wenigen, sondern bei 
einer relevanten, zusammenarbeitenden Gruppe.

Diskussion
Frage: Ist es euch gelungen, in der Übernahme des Tarif-
abschlusses hinzukriegen, dass die Ausschlussverfahren 
zurückgenommen worden sind von der IG Metall? Ihr 
hattet ja 42 Leute mit ‚nem Ausschlussverfahren, und am 
Ende habt ihr euch ja eingelassen auf den Tarifabschluss 
über 16 Prozent; habt ihr da mitverhandelt, dass die Aus-
schlussverfahren zurückgenommen werden oder habt 
ihr dann den ganzen Ausschluss-Terror anschließend 
noch am Hals gehabt?

Bonno: Es war ein Ausschlussverfahren gegen alle die, 
die nicht auf der offiziellen IG-Metall-Liste waren, gegen 
42 Kollegen. Das Ergebnis war, sagen wir mal so: Es war 
ein Ausschlussverfahren, das sich ein Jahr hingezogen 
hat. Und der das durchführen sollte, der war das für Fi-
nanzen zuständige Vorstandsmitglied der IG Metall, Kol-
lege Striefler. In der IG Metall, in einer Gewerkschaft, da 
geht es um Geld. Die Auffassung vom IG-Metall-Vorstand, 
von Brenner und diesen Leuten, auch heute, ist immer 
die: Wir sind nur deshalb stark, weil wir Geld haben. 
Und wenn wir nicht das Geld haben, dann können wir 
keine Arbeitskämpfe führen. Klassenbewusstsein und 
die Erfahrung, dass die Leute bereit sind, für ihre Sache 
aus Überzeugung und für Ideen zu kämpfen, dass die 
Menschen dafür auch Opfer bringen, das ist bei diesen 
Leuten aufgrund fehlender Erfahrung nicht vorhanden.

Es kommt immer darauf an, wir müssen finanziell so 
stark sein wie die Arbeitgeberseite, wir müssen einen 
wochenlangen Streik finanziell mit links machen kön-
nen. Und diese Auffassung lässt dann die größten 
Schweinereien zu. Wenn man dieser Auffassung ist, 
dann wird es in Deutschland nie große Tarifauseinan-
dersetzungen in der Metall geben. Denn die werden dazu 
nie in der Lage sein. Die Gewerkschaft kann noch so viel 
Geld haben, wenn nicht das Klassenbewusstsein der  
Arbeiter hinzukommt, dann werden solche Streiks, wenn 
das nur um Durchhalten mit Geld geht, werden die ver-
loren gehen. Aber die Leute aus dem Apparat orientieren 
sich an den Verhältnissen, wie sie jetzt sind. Die sagen: 
»Sechs Wochen können wir sofort bezahlen, bis dahin 
müssen wir uns aber durchgesetzt haben oder wir  
müssen vorher die Sache beenden.« Das ist doch der 

Frühschicht, sondern um zwei Uhr mit der Spätschicht 
die Arbeit wieder aufgenommen. Das zeigt, dass in einem 
solchen Arbeitskampf ein politisches Bewusstsein ent-
steht, das weit über materielle Forderungen hinausgeht. 
Und was das eigentliche Anliegen meiner ganzen Be-
triebsratsarbeit war, das war immer unser politischer 
Ansatz, es geht uns nicht nur um ein paar Groschen, wir 
wollen versuchen, den Kampf um die Groschen als Schu-
le des Klassenkampfes zu betrachten und das politische 
Bewusstsein der Arbeiterschaft durch diese Kämpfe um 
materielle Forderungen mit politischen Forderungen zu 
verbinden und durchzusetzen. Und so schlimm die An-
schuldigungen gegen uns auch waren, wie: Wir würden 
eine ultralinke RGO-Betriebspolitik betreiben, wir seien 
Maoisten und anderen Stuss. Und wir alle vor Aus-
schlussverfahren standen, mit 42 Mann –  ich bin auch 
heute noch der Auffassung, dass unter gegebenen Um-
ständen und Verhältnissen, wenn die betrieblichen Ver-
hältnisse so herangereift sind und eine linke Führung, 
die das Vertrauen der Belegschaft hat, Einfluss hat bei 
Vertrauensleuten und bei anderen Kollegen, auf die man 
sich verlassen kann, die untereinander zusammenarbei-
ten usw., dann kann man an solche Frage wie die nach 
der eigenen Liste herangehen.

Nach meiner Auffassung kann man auf keinen Fall 
eine allgemeine Aussage machen, die Aufstellung einer 
zweiten Liste sei in jedem Fall ein richtiges Instrument. 
Das war damals eine falsche Verallgemeinerung und ist 
es auch heute noch. Wenn man die Möglichkeit hat, eine 
Gewerkschaftsliste mit Persönlichkeitswahl aufzustel-
len, ist das der weniger riskante Weg, sich mit seinen 
Auffassungen durchzusetzen. Aber wenn die Verhält-
nisse so sind, dass die Rechten im Betrieb noch einen 
solchen Einfluss haben, dass sie auch eine Persönlich-
keitsliste behindern, ist das erste Gebot, sich für seine 
Auffassungen von gewerkschaftlicher Politik den Rück-
halt zu schaffen.

Das kann lange, sehr lange dauern. Dazu ist nicht in 
jedem Fall ein Posten im Betriebsrat notwendig. Und so 
betrachte ich den Arbeitskampf, den die Klöckner-Hütte 
damals geführt hat, und die Zweiten Listen, die bei die-
sem Arbeitskampf eine Rolle spielten, als einen in die 
Zeit eingebundenen Arbeitskampf, der nicht wiederhol-
bar ist. Auch diese Zweiten Listen sind kein Patentrezept 
für die Auseinandersetzung mit nicht mehr hinzuneh-
mender Sozialpartnerschaft und Klüngelpolitik der offi-
ziellen Gewerkschaften.

Umgekehrt erfordert die aktuelle Lage aber auch: Da, 
wo eine lange, mühselige, kleinteilige Vorarbeit entspre-
chend betrieben worden ist und die Auseinandersetzung 
mit der Gewerkschaftsbürokratie nicht nur mit dem Her-
zen sondern mit kühlem Kopf, mit vernünftiger poli-
tischer Arbeit gemacht worden ist, kann es unvermeid-
lich sein, wenn die Bürokratie nicht mitmarschiert, die 
Machtverhältnisse dadurch zu ändern, dass man eine 
Zweite Liste aufstellt. Meiner Auffassung nach gibt es 
keinen prinzipiellen Grund, davor zurückscheuen. Aber 
ein solcher riesiger Schritt kann nicht gemacht werden, 
wenn er nur gestützt wird von Ärger und Wut in der Be-
legschaft über diese oder jene Entscheidung des Gewerk-
schaftsapparates. Es gehört eine langfristige und grund-
sätzlich andere Auffassung von den Kräfteverhältnissen 

Schuler*innen vor dem Rathaus, in der Mitte der ehemalige 
stellvertretende Klöckner-BR-Vorsitzende Bonno Schütter
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sätzlichen Erwägungen abgelehnt, mir von einem bürger-
lichen Gericht bescheinigen zu lassen, dass ich Mitglied 
der Gewerkschaft bleiben will. Na ja. [Applaus] 

Frage: Wurde das Klassenbewusstsein nach dem Streik 
irgendwie weiter vorangetrieben, also, gab‘s dann die 16 
Prozent und dann war‘s fertig? Oder wurde das irgend-
wie für die Organisierung, für die Abschaffung der Klas-
senverhältnisse irgendwie genutzt. Oder was ist noch 
passiert?

Bonno: Es war eine Abstimmung in der Belegschaft über 
die Wiederaufnahme der Arbeit angesetzt. Wir im Be-
triebsrat plädierten für die Annahme, von der Beleg-
schaft wurde das akzeptiert. Aber mit einer sehr knap-
pen Mehrheit. Weil die Leute mit heißem Herzen so was 
entscheiden. Das war so die Stimmung. Nach neun Ta-
gen, nun holen wir uns auch noch die restlichen Pfen-
nige, wir sind so stark. Das war allgemeine Meinung. 
Aber, das war ein großer Erfolg für alle, will ich sagen, 
aber du fragst, was darüberhinaus noch geworden ist?

Also die IG Metall-Führung hat natürlich, was Peter 
schon gesagt hat, für sich und den Funktionärsapparat 
mit internen Papieren gefragt: Was lernen wir aus den 
wilden Streiks, wie verhalten wir uns in nächster Zeit? 
Und sie hat auf der Klöckner-Hütte versucht, einen neuen 
Vertrauenskörper zu bilden, durch Einflußnahme von au-
ßen. Und da haben wir und auch die Belegschaft gesagt, 
dann macht doch Vertrauenswahlen. Das haben sie ein 
Jahr verzögert. Und als dann Vertrauenswahlen waren 
und sie geglaubt haben, sie hätten einen ganz neuen Ver-
trauenskörper in ihrem Sinne, da hatten sie sich ins Ohr 
geschnitten. Der neue war viel radikaler als er je gewesen 
ist. Das wirkte noch jahrelang nach. Ich sage ja, nach die-
sen ganzen Dingen ist es der SPD niemals wieder gelun-
gen, auch nur in etwa im Betrieb Fuß zu fassen. Erst so in 
den 90er Jahre, als der Konkurs der Klöckner-Hütte kam, 
da änderten sich die Verhältnisse. Auf Seiten der Ak-
tiven, die ja weitgehend politisch organisiert waren, hat 
es natürlich auch eine Folgeentwicklung gegeben. Ich 
will anhand einer führenden Person versuchen, die Rich-
tung aufzuzeigen, in die das ging.

Nach mir wurde der Kollege Heinz Röpke aus der DKP 
BR-Vorsitzender. Den dann folgenden Betriebsratsvorsit-
zenden Peter Soergel, auch DKP, hatten wir auf Grund 
unserer Beziehungen zu Studenten in Berlin in diesem 
Milieu kennen gelernt als jemanden, der in den Betrieb 
wollte und bereit war, die Ochsentour zu machen: Wir 
haben Soergel gesagt, gut, wenn du das willst, dann 
fängst du in der Walzenschleiferei, wo Walzen geschlif-
fen wurden, an. Das war für so‘n angehenden Professor 
natürlich ‚ne harte Sache. Eines ist ganz wichtig: Du 
hältst zwei Jahre deine Schnauze, du trittst nirgendwo 
ein oder auf, du schleifst nur Walzen, du wirst nicht Ver-
trauensmann, du wirst gar nichts, weil sie dich sofort 
rausschmeißen. Und ich muss sagen, das hat dieser Soer-
gel durchgehalten. Und als dann die Zeit so weit war, 
dann wurde er Vertrauensmann, Mitglied des Betriebs-
rates, und nach ‚ner gewissen Zeit wurde er zum Be-
triebsratsvorsitzenden gewählt.

Er hat dann in einer bestimmten Periode eine gute Ar-
beit gemacht, das hatte damit zu tun, dass er die Maß-

Standpunkt da oben. Also, dieser Finanzmann aus dem 
IG-Metall-Vorstand hat dann den Vorsitz in dem gegen 
uns gerichteten Ausschlussverfahren niedergelegt, dann 
kam ein anderer vom Vorstand, der hat das Mandat auch 
niedergelegt. Und zum Schluss, da wollt‘s keiner mehr 
machen. Dann haben es alle abgelehnt, den Ausschuss-
vorsitzenden in Bremen zu machen. Und dann haben  
sie sich einen ganz jungen Bezirksleiter aus Münster,  
Jansen, geholt, der nun strenge Anweisung hatte.  
Dann ging‘s immer um die eine Frage: Wir haben ver-
langt, dass alle 42 Mann vor der Kommission zusammen 
erscheinen, dann macht ihr eure Vorwürfe und dann 
verteidigen wir uns. Das wollten die nicht. Die wollten 
Einzelverhöre machen. Da haben wir gesagt: Gut, dann 
kriegt aber jeder nach Recht und Satzung zwei Beisitzer 
benannt. Da haben die gesagt, dann haben wir 42 mal 2, 
so viele Leute, das ist ‚ne unmögliche Verhandlung, das 
geht auch nicht.

Es gab immer wieder solche Verfahrensfragen, das 
zog sich hin. Und zum Schluss hat sich der Vorstand gar 
nicht mehr um die Verfahrensfragen gekümmert. Und ist 
nach seinen politischen Erwägungen vorgegangen, ganz 
direkt, insofern war es dann ehrlich. Ich und der Listen-
führer dieser dritten Liste, das war ein linker Sozialde-
mokrat, wir wurden aus der IG Metall ausgeschlossen. 
Und nun kommt das Interessante: Ein großer Teil der an-
deren erhielt für zwei Jahre Funktionsverbot. Die DKP-
Funktionäre, die gute betriebliche Funktionäre waren, 
das muss ich immer wieder betonen, die haben sich nicht 
nach der Leitlinie der Parteiführung gerichtet. Aber die 
IG Metall legte großen Wert darauf, hier mit der DKP in 
einem vernünftigen Verhältnis zu bleiben, weil die DKP 
in der Mitbestimmungsfrage mit der IG Metall überein-
stimmte. Deshalb wurde der spätere BR-Vorsitzende 
Heinz Röpke von der DKP nicht von der IG Metall gemaß-
regelt. Die restlichen Mitglieder unserer Liste kamen mit 
einer Rüge davon. Also, ich war damit ausgeschlossen. 
Ich hatte noch die Möglichkeit, mich an den Ausschuss 
beim Beirat der IG Metall zu wenden. Das erübrigte sich 
dann deshalb, weil ich zwischenzeitlich von Studenten 
an die FU eingeladen war zu einer großen Versammlung, 
dort habe ich über diese Dinge berichtet. Eine linke Zei-
tung für Gewerkschaftsfragen, die hat das dann gedruckt, 
und das wurde sofort zum Anlass genommen, mich noch 
mal erneut aus der Organisation auszuschließen. Ich 
habe auch keine Chance gehabt, die nächsten Jahre wie-
der aufgenommen zu werden. Also so gesehen war 
manches natürlich falsch, was ich gemacht habe, ich hät-
te mich hier und da anders verhalten müssen, um dieser 
Bürokratie nicht die Gelegenheit zu geben, mich so sehr 
zu maßregeln.

Darüber muss sich jeder im Klaren sein: Es ist sehr 
schwer, wieder aufgenommen zu werden. Das sind auch 
Machtfragen in der Belegschaft. Ich bin da rausgefallen, 
ok. Aber alle anderen, die davongekommen sind trotz 
»zweiter Liste«, trotz dieser ständigen Androhungen, 
dann werdet ihr alle rausgeschmissen, also so einfach ist 
es auch für die IG Metall nicht mit dem Rausschmiss. Der 
Rechtsanwalt Heinrich Hannover, ein bekannter linker 
Rechtsanwalt und einige andere Anwälte wollten mit 
mir vor Gericht gehen. Und ich glaube, dass wir da uns 
sogar durchgesetzt hätten. Aber ich habe es aus grund-



beiter natürlich so sehr, wenn die Füh-
rung, obwohl sie große Verdienste hat, 
die Auffassung vertritt: Weil wir das 
Werk gerettet haben, ist das unser Werk, 
und deshalb wollen wir jetzt auch in die 
Leitung rein usw. Die merkten dabei gar 
nicht, dass sie letzten Endes Mitglied 
der Sozialdemokratie wurden. Der Bre-
mer Bürgermeister hatte ihm verspro-
chen, wenn ich mit den Grünen die Re-
gierung bilden kann, dann wirst du 
Arbeitssenator in Bremen. Mit solchen 
Sachen haben diese guten Funktionäre 
sich ködern lassen.

Der Konzern Mittal ist in der ganzen 
Welt so vertreten, dass die Hütte in Bre-
men gar keine große Rolle spielt. Wenn 
die Belegschaft weiterhin so rebellisch 
ist und zu viel Schwierigkeiten macht, 
dann legen die das Werk still. Dadurch 
ist eine ganze Belegschaft inzwischen 

bewusstseinsmäßig vollkommen diszipliniert worden, 
und natürlich auch, weil ihre politische Führung vorher 
schon das Schiff verlassen hat.

Die ganze alte Betriebsgruppe der DKP hatte sich auf-
gelöst und ist zur SPD übergetreten. Und das bei den Vor-
gängen, die ich geschildert habe auf der Hütte bei diesen 
Auseinandersetzungen. Das steckt ja in den Köpfen so ei-
ner Belegschaft drin.

Das kann ein Arbeiter sich nicht erklären und auch 
kein Verständnis dafür aufbringen, wieso ein Mann, der 
mal alles für die Belegschaft getan hat, der das volle Ver-
trauen hatte, nun auf die Gegenseite geht, den Unterneh-
merstandpunkt vertritt und durchsetzt. Er entpuppt sich 
als ein Mann, der natürlich dem neuen Betriebsrat viele 
Schwierigkeiten macht usw. Es ist nach meiner Auffas-
sung schon notwendig, dass auch in solchen Situationen 
eine politische Führung da ist. Ich spreche vielleicht von 
Führung, weil ich nicht allzu viel von Spontanität halte. 
Die auch vorhanden sein muss, aber ohne eine klare poli-
tische Führung, die weiß, was sie will, und die Einsicht 
hat in den Ablauf der Dinge, auch im Voraus, und nicht 
nur aus den Augenblicksverhältnissen zu ihrem Urteil 
kommt. Wenn das nicht gegeben ist, dann ist solch eine 
Arbeiterschaft den Dingen nicht gewachsen und nicht in 
der Lage, nur von sich heraus, so ein Bewusstsein und 
eine solche Kampfbereitschaft über einen längeren Zeit-
raum zu erhalten.

Die Entwicklung bei Klöckner, das ist ‚ne Sache, die 
ist gewesen und nicht nachzumachen oder zu wiederho-
len. Denn inzwischen haben wir in der kapitalistischen 
Welt nicht mehr nur Konkurrenzkampf, sondern Kon-
kurrenzkrieg, das heißt Vernichtung von Überkapazi-
täten. Und die überall auftauchende Drohung, wir ma-
chen das Werk ganz kaputt, ist real. Was sich dann 
entwickelt, das ist gemessen an unseren damaligen Pro-
blemen eine weitaus schwierigere Sache. Das steht vor 
denen, die jetzt in den Betrieben sind und von den Kon-
zernen gegeneinander ausgespielt werden. Was ich euch 
hier erzähle, ist deshalb überhaupt nicht als Rezept zu 
begreifen, danke.■

nahmen der Gegenseite aufgrund seiner Vorbildung 
schnell begriff und er dieser Gegenseite auf deren Gebiet 
auch Paroli bieten konnte. Das war die Zeit, als in den 
90er Jahren die Klöckner-Hütte in Konkurs gehen sollte. 
KruppThyssen wollte die Hütte übernehmen, wollte sie 
stilllegen, wollte nur den Walzbereich erhalten. Die ha-
ben sich aber in so einer arroganten Form dem Betriebs-
rat und der Belegschaft wie auch der Bremer Regierung 
genähert, dass in einer Verhandlung der Bürgermeister 
aufgestanden ist und sagte, ich verhandele nicht länger 
mehr mit euch, ihr könnt abhauen. Und dann haben der 
Soergel und der Bremer Bürgermeister es fertig gebracht, 
die Stadt Bremen dazu zu bewegen, so viel Geld bereit zu 
stellen, dass erst mal die Hütte weitergeführt werden 
konnte. In der Zeit war solch ein Vertrauen zwischen Be-
legschaft und Soergel da, einem ehemaligen Studenten, 
der zu den Arbeitern gekommen ist, dass die Belegschaft, 
also nicht nur dankbar war, sondern sogar glaubte, nur 
mit Wedemeier, dem sozialdemokratischen Bürgermei-
ster, und Soergel, dem ehemaligen Studenten, das Werk 
retten zu können: Wir lassen uns nicht von Cromme, von 
Beitz und Thyssen/Krupp kaputt machen, das Werk wird 
erhalten bleiben, die Stimmung in der Belegschaft und in 
Bremen war dafür da. Und nach mehreren Jahren hat die 
Stadt dann die Anteile abgegeben an den belgischen Kon-
zern Arcelor. Heute ist der indische Weltkonzern Mittal 
der Eigentümer. Das Schlimme bei so einer Entwicklung 
ist nur, dass das natürlich auch Menschen mit poli-
tischem Bewusstsein verschleißt, und auch so einen ge-
standenen Mann wie Peter Soergel, muss ich sagen, der 
Standhaftigkeit in der entscheidenden Frage für das 
überleben des Werkes gezeigt hat, der wollte zum Schluss 
auf die Gegenseite, er wollte Arbeitsdirektor werden.

Da sagte der neue Besitzer Mittal, das können wir 
nicht machen, du warst vorher Betriebsrat. Aber dann hat 
man ihn zum Vertreter des Arbeitsdirektors gemacht, 
zum Hauptabteilungsleiter und damit war Soergel auf 
der anderen Seite. Und der zweite Betriebsratsvorsitzen-
de, er war der Angestellten-Vertreter im Betriebsrat, der 
ging auch auf die andere Seite und wurde Personal-Chef 
der Angestellten. Das demoralisiert die Mehrzahl der Ar-

Nachwirkungen in einer durch und während des Kampfes politisierten Belegschaft: 
Kolleg*innen  der Hütten vertretn ihre Meinung auf einem Transparent, Tarifrunde 1977


